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Präsident Dr. Dr. Hundhammer eröffnet die 
Sitzung um 8 Uhr 15 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 
-155. Vollsitzung des Bayerischen Landtags. Der 
Schriftführer verliest das Ver:z;eichnis der vorlie­
genden Entschuldigungen. 

Gräßler, Schriftführer: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul­
digt oder beurlaubt die Abgeordneten Behringer, 
Bittinger, Drechsel, Dr. Eherhardt, Dr. Fischbacher, 
Dr. Franke, . Geiger, Dr. Geislhöringer, Greib, 
Dr. Haas, Hagen Lorenz, von Haniel-Niethammer, 
Hettrich, Hillebrand, Högn, Dr. Jüngling, Dr. Korff, 
Lindig, Luft, Michel, Piehler, Pösl, Dr. von Pritt­
witz und Gaffron, Roßmann, von Rudolph, 
Dr. Schedl, Schuster, Dr. Schweiger, Sichler, Wölfel, 
Wolf Franz. 
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P1·äsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Als Nachtrag zur Tagesordnung liegt 
Ihnen ein 

Antrag der Staatsregierung auf Vorweg­
genehmigung von Haushaltsmitteln für Bau­
maßnahmen und für Beschaffungen zu Bau­
zwecken (Beilage 4363) 

zur Behandlung vor. Ich schlage vor, diesen Nach­
trag sofort vorweg zu erledigen. Zur Bericht­
erstattung über die Beratung im Ausschuß für den 
Staatshaushalt (Beilage 4364) erteile ich das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Haas. 

Haas (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
sehr verehrte Damen und Herren! In seiner 
214. Sitzung am 16. Juli 1953 hat der Haushalts-' 
ausschuß Beratung gepflogen über den Antrag der 
Staatsregierung betreffend Vorweggenehmigung 
von Haushaltsmitteln für Baumaßnahmen und für 
Beschaffungen zu Bauzwecken. Der Antrag wurde 
heute als Drucksache vorgelegt; ich wurde jedoch, 
da die Unterlagen über diesen Vorgriff dem Hohen 
Hause noch nicht VOJ'.lgelegt we11den konnten, ge­
. iJ;>eten, ausführlicher diarüber :zu berichten. 

Der Antrag sieht vor, daß im ·o r den t 1 ich e n 
Haus h a 1 t 1953 bei Kapitel 03 76, Titel 351, Unter­
haltung und Instandsetzung der Brücken im Zuge 
von Landstraßen I. Ordnung, 2 505 000 DM voraus 
genehmigt werden. Es handrelt sich um Brücken, 
deren Instandsetzung dringend erforderlich ist, da 
ihr baulicher Zustand und die dadurch bedingte 
Gefährdung der Tragfähigkeit den Verkehr behin­
dert. Der Antrag bezweckt, eine wirtschaftliche 
Verwendung der Haushaltsmittel sicherzustellen 
und ·eine rechtzeitige Baudurchführung zu gewähr­
leisten. 

Bei Titel ·350, ·Staatlicher Wasserbau - Unter­
haltung -, werden 3 732 000 DM genehmigt. Im 
Rechnungsjahr 1952 wurden bei den Flußmeister­
stellen 668 Stamm- und Betriebsarbeiter bei der 
·Unterhaltung der öffentlichen F1üsse beschäftigt. 
Der Lohnaufwand für diese Arbeiter beträgt 
2,5 Millionen DM. Die Unterhaltung dieser Flüsse 
hat während des Krieges und· nach dem Kriege 
sehr gelitten. Bei Hochwasser sind daher schwere 
Schäden zu erwarten. Die Zahl der Wasserbau­
arbeiter mußte daher auf mindestens 800 erhöht 
werden; der Lohn- und Materialaufwand hierfür 
beträgt 3 525 000 DM. Selbst bei diesem Aufwand 
kann ein ordnungsgemäßer Flußzustand nur all­
mählich erreicht werden. Als Hauptbauzeit muß 
der Sommer ausgenützt werden. 

Bei Titel 361, Unterhaltung der Dammbauten 
und Schöpfwerke im Bereich der Bundeswasser­
straße Donau, wird der Betrag von · 250 000 DM 
vorweg genehmigt. Der tatsächliche Bedarf im 
Vorjahre betrug 300 000 DM, wobei zu berücksich­
tigen ist, daß der Pumpbetrieb einem normalen 
Hochwasserjahr entsprach. Für das Rechnungsjahr 
1953- ist der Ansatz auf 250 000 DM herabgesetzt 
worden und stellt damit für die Unterhaltung der 
Dämme und Schöpfwerke ein Minimum dar. Die. 
wirtschaftliche Ausnützung der Mittel ist an die 
baugünstige Jahreszeit gebunden. · 

Bei Titel 850, Anschaffung von Dienstfahrzeugen, 
wurde der Betrag von 275 000 DM genehmigt statt 
- wie vorgesehen - 300 000 DM. Diese Verringe­
rung ist darauf zurückzuführen, daß unterdessen 
die anzuschaffenden Volkswagen billiger g·ewor­
den sind. Wegen ihres Alters müssen 50 Dienst­
kraftwagen, die nicht sehr-verkehrssicher sind, er­
setzt werden, um die Aufsicht im Straßenbau zu 
gewährleisten. Die lange Lieferfrist erfordert schon 
jetzt eine Festlegung. 

Für Titel 871, Anschaffung von Fahrzeugen und 
Geräten für den Winterdienst, werden 254 000 DM 
genehmigt. Die Beschaffung von Lastkraftwagen 
für den Winterdienst und der Bau von Schnee­
räumgeräten ist an Fristen gebunden, die eine 
baldestmögliche Festlegung erfordern. 

•Beii. Titel 961, Um- und Ausbau der Brücken im 
Zuge von Landstraßen L Ordnung, ist der Betrag 
von •6 060 000 DM vorgese!hen. Der Um- und Aus­
bau der in Fr·age ·kommenden Brücken ist in der 
Dringlichkeitsliste unter Stufe 1I entihalten. Im 
Interess·e der Verbesserung des .Str1aßenv·erkehrs 
und zur Ausnützung der Bauzeiit im :Sommer wird 
um 1C:enehmigung des Vorgriffs gebeten . 

Zu Tri.tel 967, Dammbauten und Bau von Schöpf­
werlken im Bereich der Bundeswasserstraße Donau 
- hier Neu- und Umhauten - ist zu sagen: Die 
Ausga1ben für deI]. Hochwasserschutz im Donautal, 
die 1952 in Einzelp1'an III Kapitel 277 A T!itel 501 
mit 3,7 Milkionen DM ver.anschlagt waren, wurden 
für das Rechnungsjahr 1953 iauf 2,5 Millionen DM 
plus 498 000 DM - gekoppelte Einnahmen -
iherabg.esetzt. Dies ist tdas Mindestprogramm, das 
unbed1ingt tdurchgdührt werden muß, damit der 
wirtsch.aftliche •Erfolg tder vor der V.ollendung ste­
henden iMoaßnahmen nicht verzög•ert wd.rd. Die wirt­
schaftliche AusnützuTug der Mittel ist .an die ibau­
günstige Jahreszeit gebunden. 

.Für K,apitel 03 77 'Ditel 370, Binnenentwässerung 
im Bereich der Bundeswasserstraße Donau, werden 
150 000 DM genelhmigt. Die Unterhaltungs.ar.beiten 
an den Binnenentwä:sserungsanlagen sind unauf­
schiebbar, um den vollen Wiir,kungsgr.ad tder g•e­
schaffenen A.nl•agen ·zu •erhalten. 

Kapitel 03 77i Tite'l 970, Fr,eiwilliige Zuschüsse 
zu nichtsta1atlichen Wasseribauten und BO'denkultur­
unternehm·en, oa . .an Gemeinden und Gemeindever­
bände, ib .• an 1Sonsti'ge, c. Zins- •und Tilgungs1e1stun­
gen für Darleihen Dritter: Die g.emäß tden Unter­
teilungen .a und lb zu fördernden Baumaßruahmen 
müssen aus wirtschaoftlichen Gründen in der bau­
günstigen Jahreszeit begonnen wel'den. Außerdem 
werden die Zuschüsse 1benötigt, um d!i.e Mittel der 
werteschaffenden Arbeitslosenfürsorg·e in .Anspruch 
nehmen zu können. 

'I\itel 971, Freiwillige ~uschüsse zu ländlichen 
We.g•eiba:uten {Wirtschaftswege), a. an Gemeinden 
und Gemeindev~rbände, b. an Sonstig·e, c. Zins­
und Tilgungsleistungen für Darlehen Dritter:· Die 
Zins- und Tilgungsleistungen nach c sind sta·a t­
ltl.ch:e Verpflichtungen für die in den zurückliegen­
den Ja1h!ren durch. Banken ·ausger1eichten St•aats-
21uschußdadehen. Sie sir~id zu ·tden Zinsterminen 
1. April, 15. Juni, 1. Juli, 15. September, 1. Oktober 
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usw. zu 'leisten. Verzugszinsen be•i v•erspäteter Zah­
lung würden den Staat unnötig 1be1asten. 

Titel 972, Fr·eti:willige Zuschüsse zum Bau von 
W.asserversorgungsanLag.en, •a. an Gemeinden und 
Gemeindeverbände, !b. an :Sonstii.ge, c. Zins- und 
Tilgungsleistungen für Darleihen 1Dritter: Hierfür. 
gilt dieselbe Begründung wie zu Titel 971. 

Titel 973, Freiwillige Z•uschüsse ·zum Bau von 
Abwasseribeselitigungsanfag.en, .a., b. und c. wie bei 
den Titeln 970 ·bis .972. Die Begründung hierfür 
ist ebenfalls di:e gl·eiche wie bei Titel 971. 

Titel 974, Freiwilllige Zuschüsse zu Wi1dbach- und 
Lawinenv·erbauung•en sowie .zu Wasse:ribauten an 
Privatflüssen und -bächen mit •erheblicher Hoch­
wassergefahr, .a., b. und c. wie vor. IH:ieTzu die Be­
gründung: In die igekoppelten Einnahmetitel 
277 A 26 waren 1 500 000 DM Zuschüsse des Bun­
des eingerechnet, die 1a·ber nicht eintrafen. Der Be­
trag ist 1 390 000 DiM. 

Diese 1bisiher .ang•efüihrten Mittel sind .aus dem 
Eiin:zelplan 03 igenehmigt wovden. • 

Nun ·elinige Titel aus dem .a u ß er o r d e n t -
lich·en Haush.a•lt, und zwar bei Kapi­
tel A 03 02 II, Titel 996, Darleihen für den sozialen 
Wolhnungsibau 1aus Mittoeln des Landes an die Baye­
rische Landesbod:enkreditanstalt. Insgesamt ist da­
für •ein Betr.ag von 40 Millionen iDiM vorg.esehen, 
wovon 30 iMii.llionen DM ber·eits verplant und jetzt 
noch 10 Millionen DiM nachzugenehmigen sind. 
Allerdings ist •auch von .diesen schon ein T·eilbetrag 
verplant. FüT den sozialen Wohnungsbau 1953 hat 
der Bayerische Landtag mit Beschluß vom 2•6. No­
vember 1952 die vorgriffsweise lßer·eitstellung von 
Hausihaltsmitteln 1953 geneihmigt. Auf Grund die­
ser Ermächtigung hat das ibayerische Staatsmini­
sterium der Finanzen 136 679 000 DM zur sofor­
tigen Verp1anung bereitgestelilt, darunter 30 Mil­
lionen DiM aus den im außeroridentlichen Haushalt 
1952 ibei ·~;:tpitel A 03 02 n Titel 996 :ausgebrachten 
40 Millionen DM. iEs sind daher noch 10 ilVIiJlionen 
DiM bereitzustel'len, :.'.vo:zu di:e VoI'griffsermächti:gung 
des Bay.erischen Landtags benötii.gt wird. 

Der letzte Titel ist der Titel p79, Darleihen zur 
Errichtung von Jugendwolhnheimen, in ~apitel. 
A 03 02 I, und zwar .a. .an Gebietskörperschaften, 
d . .an Sonstige, im Betrag von 1 300 000 DM. Um 
zur Ausschöpfung der Bundeszuschüsse den Bau 
von JugeTudwohnheimen in Angrli.ff neihmen zu 
können, wird die Vorgriffsermächtigung des Baye­
rischen Landtags benötigt. 

Meine Damen und Herren! Wä1hTend der Aus­
sprache wurde insbesondere daran Kritik geübt, 
daß diese Vorgriffsanträge dem Hohen Haus nicht 
schon frühzeitiger vor.g,elegt wurden. Die Staoats­
regierung erklärte dazu, daß sie :gehofft hatte, die 
Haushaltsberatungen würden so schnell vorwärts­
gehen, daß die vorgriffsweis·e Genehmigung nicht 
notwendig wär.e. Es seli. jedoch trotz.dem notwendig, 
die drei Wochen, di:e ·bis zur endgültigen Ver­
abschiedung des Haushalts vie'Ueicht noch not­
wendig seien, als .günstige Bauzeit für das Bauen 
wirtschaftlich .auszunützen. 

Der IHaushaltsausschuß hat dem vorliegenden. 
Antrag der Staatsregierung zugestimmt, mit Aus­
nahme der Änderung bei Kapitel 03 716, Titel 850, 
Anschaffung von iDienstfaihrzeugen,wo der Betrag 
von 300 000 DilY.( 1auf 275 000 iDiM ermäßigt wurde. 
Ich ibitte das Hohe Haus dem Antrag des Haus­
haltsausschusses die .Zustimmung zu :geben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
für diesen Gegenstand der T•agesordnung erfolgt 
nicht. - Wir kommen zur A!bstimmung. Wer dem 
vom Berichterstatter wieder.geg,ebenen, Ihnen auf 
der Beilage 4363 vorliegenden Antrag der Staats­
regierung mit der Abänderung gemäß dem Vor­
schlag des Ausschusses für .den Staatshaushalt .auf 
Beil!ag·e 4364 die Zustimmung erteli.lt, wolle sich 
vom iPLatz eriheben. _- Ich stelle die 'einstimmige 
Beschlußfassung im Sinne_ des Ausschußvorschl.ags 
fest. 

Ich rufe nunmelhr auf: 

Entwurf eines Zehnten· Gesetzes über Sicher­
heitsleistungen des bayerischen Staates (Bei­
lagen 4308, 4325, 4334) - Zweite Lesung ::._, 

Das Hohe Haus ih:at .gestern beschlossen, die 
zweite Lesung iheute vorzunehmen. Ich •eröffne die 
Aussprache. Zum Wort meldet sich der Herr Ab­
geordnete Dr. Bung.artz; ich erteile i'hm das Wort. 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und ·Herren! Da gestern über den Absatz 2 des 
Artikels 8 debattiert worden ist, aber kein Antrag 
gestellt wurde, möchte ich mir erlauben, nunmehr 
den Antrag zu stellen, den Absatz 2 des Artikels 8 
zu streichen. 

(Abg. Eberhard: Nur den Absatz 2? Absatz 3 
ist ebenfalls in diesem Sinne verändert 

worden!) 

- Der Absatz 3 ist schon verändert. 

(Abg. Eberhard: Er ist so verändert worden, 
daß der Prüfungsausschuß gehört werden 

soll.) 

Ich möchte beantragen, den Absatz 2 zu strei­
chen, weil der Prüfungsausschuß nur g e h ö r t 
werden soll. Gestern wurden uns die verfassungs­
rechtlichen Bedenken vorgetragen. Ich möchte auf 
ein Bedenken hinweisen; das vom Herrn Kollegen 
Elsen gestreift worden ist. Wenn in einer Bestim­
mung steht, daß ein solcher Aussc'huß gehört wer­
den soll, so besteht die Gefahr, daß sich die Exe­
kutive auf diesen Ausschußbeschluß beruft. Ein 
typisches Beispiel dieser Art haben wir im Unter­
suchungsausschuß im Falle des Residenztheaters 
gehört. Der Unterausschuß Theater hatte den 
Wunsch geäußert, das Theater möchte schnell fer­
tiggebaut werden. Es wurden dem Ausschuß falsche 
Zahlen unterbreitet, so daß der Ausschuß erklärte, 
das Theater soll schnell fertiggebaut werden. Auf 
diesen Wunsch des Unterausschusses beruft· sich 
heute die Ministerialbürokratie und erklärt: Das 
war ein Befehl. Um solche Unsicherheiten, die in 
dem „nur zu hören" bestehen, zu beseitigen, möchte 
ich den Antrag stellen, diesen Absatz 2 zu streichen. 
Die Exekutive soll die Verantwortung selbst tra­
gen, wenn der Ausschuß nicht zu entscheiden hat. 
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Etwas anderes ist es mit dem Bürgschaftsaus­
schuß in Artikel 11. Gesetzestechnisch gehört dieser 
Artikel 11 auch nicht in das Gesetz, sondern in eine 
Geschäftsordnung der bayerischen Staatsregierung. 
Es ist Sache des bayerischen Ministerpräsidenten, 
seine verschiedenen Ministerien zu koordinieren. 
Da wir aber bei der Debatte über die Wirtschafts­
politik durch den Herrn Staatsminister für Wirt­
schaft gehört haben, daß diese Koordinierungsauf­
gabe bisher nicht gelungen ist, versucht nun offen­
bar der Ministerrat, sich zu dieser Koordinierung 
durch die Legislative zwingen zu lassen. Diesen Ge­
fallen können wir der Regierung natürlich tun, ob­
wohl es gesetzestechnisch fast vollkommen über­
flüssig ist. Artikel 11 bringt uns nur insofern später 
eine Schwierigkeit, als wir dann, wenn die Heimat­
vertriebenen wirtschaftlich und sozial eingegliedert 
sind, keinen Staatssekretär für die Angelegen­
heiten der .Heimatvertriebenen mehr brauchen. 
Dann ist in einem Gesetz ausdrücklich festgelegt, 
daß der Staatssekretär für Angelegenheiten der 
Heimatvertriebenen dem Ausschuß angehört, ob­
wohl wir nach der Verfassung keinen Staats­
s1ekr·efär für rd1'e He'imatv·ertri:eben:en !haben. 

(Abg. Eberhard: Es heißt hier: 1 Vertreter 
des Staatsministeriums des Innern.) 

- Ja, es heißt wohl: 1 Vertreter des Staatsministe­
riums des Innern; dann folgt aber: Der Staats­
sekretär für Angelegenheiten der Heimatvertriebe­
nen. 

(Abg. Eberhard: So heißt die Dienststelle.) 

- So heißt die Dienststelle. Wir wissen aber nicht, 
ob die neue Regierung, die wir in einem Jahre 
schaffen, diese Dienststelle und diesen Staats­
sekretär wieder einsetzt. Hier wird diese Dienst­
stelle aber. festgelegt. Es ist das ein Schönheits­
fehler. Ich persönlich würde den ganzen Artikel 11 
streichen. Wenn die Exekutive diese Hilfsstellung 
haben will, können wir Artikel 11 stehen lassen. 
Ich halte aber daran fest, in Artikel 8 den Absatz 2 
zu streichen. 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt der Herr Abgeordnete Stock; !ich erteüe ilhm 
das Wort. 

Stock (SPD): Meine Damen und Herren! Wenn Sie 
dem Vorschlag des Herrn Kollegen Dr. Bungartz 
Rechnung tragen, so bedeutet das die Auflösung des 
Kreditausschusses. Darüber müssen Sie sich im 
klaren sein. Der Kreditausschuß wird nur auf Grund 
des Artikels 8 Absatz 2 in diese Kredithingabe ein­
geschaltet. Sie kennen ja die Stimmung des Land­
tags. Gestern hat sich die Auffassung des Landtags 
herauskristallisiert, daß es verfassungsmäßig un­
möglich ist, einem Ausschuß mit 7 Mitgliedern eine 
so weitgehende Vollmacht zu geben. Der Landtag 
haftet ja in seiner Gesamtheit dafür, was der 
Kreditausschuß bei seinen Beratungen beschließt. 
Deshalb wäre es viel besser, das Kind beim richtigen 
Namen zu nennen und nicht nur zu sagen, wir wol­
len diesen Absatz 2 streich~n, sondern sofort die In­
stallierung des Kreditausschusses durch den Land-

tag zurückzuziehen. Dadurch wäre dem, was die ein­
zelnen Herren hier umschrieben beantragt haben, 
Rechnung getragen. Trotz der Ausführungen des 
Herrn Kollegen Dr. Lacherbauer, daß es verfas­
sungsmäßig nicht in Ordnung sei, wenn ein, zwar 
vom Landtag eingesetzter Ausschuß über Millionen 
beschließt, die der Staat dann hergeben muß, stehe 
icli auf dem Standpunkt --' 

(Abg. Bezold: So ist es nic)1.t! - Zuruf: Er 
muß nicht!) 

Doch, zwar nicht direkt, aber indirekt. Es ist 
doch so: Die Regierung präsentiert dem Kreditaus­
schuß die Anträge', für die die Kredite und die ent­
sprechenden Staatsbürgschaften gegeben werden 
sollen. Wenn der Kreditausschuß nein sagt, dann 
wird - ich bin ja nicht Mitglied des Kreditaus­
schusses, aber ich glaube, es ist so - die Regierung 
oder ihre Vertreter niemals den Kredit geben. 

(Abg. Elsen: Sie kann; sie tut es auch. Wir 
haben auch Fälle dieser Art gehabt.). 

Wenn aber der Kreditausschuß ja sagt, dann wird 
sie die Kredite hinausgeben. 

(Abg. Elsen: Sie hat auch schon nein gesagt!) 

- Wenn das Verfahren so ist, wie es Herr Kollege 
Elsen uns zugerufen hat, dann allerdings könnte der 
Landtag nicht allein verantwortlich gemacht wer­
den. Ich befürchte aber das, was Herr Kollege 
Dr. Bungartz angedeutet hat, daß der · Landtag, 
wenn er bei solchen Kredithingaben zugezogen 
wird, dann von .der Öffentlichkeit verantwortlich 
gemacht wird. Das haben wir doch bei den Film­
krediten gesehen. Niemand hat über die Regierung 
oder über die Regierungsvertreter geschimpft, durch 
die die Kredite hinausgegeben wurden, sondern 
man hat immer den Landtag dafür herangezogen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Nein, nein, wir haben 
sehr deutlich die Regierung verantw.ortlich 

gemacht; lesen Sie nur die Protokolle!) 

- Ich habe immer nur gelesen, daß der Landtag 
Millionen gegeben habe, die verpulvert worden sind, 
anstatt daß man durch sie Wohnungen gebaut, 
Straßen repariert und andere bessere Dinge ge­
macht hätte. Ich will nur haben, daß nichts ver­
schleiert wird, daß man das Kind beim Namen 
nennt. Es soll klar sein, daß die Regierung ohne 
Landtag allein über die Kredithingabe zu verfägen 
hat. Das ist das Wichtigste. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Ich darf dazu 
aus der bisherigen Übung folgendes sagen: Es mögen 
gegen eine solche Regelung, wie sie in Artikel 8 
Absatz 2 vorgesehen ist, Bedenken verfassungs­
rechtlicher Art bestehen. Ich teile diese Bedenken 
auch; aber sie sind nicht so schwerwiegend, weil 
es heißt: Der Ausschuß ist zu hören. Der Ausschuß 
äußert sich zwar in seiner gutachtlichen Stellung­
nahme durch einen Beschluß. Aber dieser Beschluß 
ist nicht ein Beschluß irfi Sinne der Landtags­
beschlüsse, die in der Vollversammlung oder in 
einem Ausschuß gefaßt werden. Er ist weHer nichts 
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als eine gutachtliche Äußerung. Die Gefahr, daß sich 
die vollziehende Behörde beziehungsweise die Re­
gierung darauf berufen könnte, der Ausschuß habe 
sich gutachtlich positiv zu einem Fall geäußert, der 
dann schief gegangen ist, ist nicht allzu groß; denn 
die Verantwortung der Vollzugsbehörde bleibt in 
jedem Fall bestehen. Durch diese vorherige An-. 
hörung begibt sich ·der Landtag auch nicht seines 
Kontrollrechts gegenüber der Exekutive. Aus der 
Praxis heraus möchte ich sagen, daß wir uns hier 
nicht zu sehr über formaljuristische Bedenken aus­
einanderzusetzen brauchen. Es ist doch hin und 
wieder vorgekommen, daß eine gutachtliche Äuße­
rung des Kreditausschusses,· auch des Kreditaus­
schusses für die Filmbürgschaften, keineswegs dazu 
geführt hat, daß das Finanzministerium beispiels­
weise die Bürgschaft erteilt hat, sondern daß es nocl!­
erklärte: Nein, trotz dieser gutachtlich bejahenden 
Äußerung gewähre ich die Bürgschaft aus allge­
meinen Bedenken heraus nicht. Das hat sogar, wie 
Herr Kollege Elsen und Herr Kollege Haas wissen, 
einmal zu erheblichen Differenzen zwischen dem 
Ausschuß und meinem Ministerium geführt. Aber 
wir haben damals erklärt: „Die Verantwortung 
trägt letzten Endes das Ministerium, der Minister, 
und er kann in diesen Fällen eben nicht dem Gut­
achten des Ausschusses folgen." Der Streit ist dann 
wieder beendet worden. Ich glaube, man kann Arti­
kel 8 Absatz 2 also stehen lassen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt der Herr Abgeordnete Bezold. 

Bezold (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich selbst war es, der die Debatte über die 
fragliche Stelle ausgelöst hat. Nun konnte die Frage 
eine Nacht überdacht werden. Auch ich habe mich 
bemüht, das zu tun. Ich kann meinem Herrn Kol­
legen Dr. Bungartz nicht ganz beistimmen. Es ist 
allgemein anerkannten Rechts, daß der Landtag die 
Verpflichtung hat, die Exekutive zu kontrollieren. 
Diese Kontrolle kann er im allgemeinen nur da­
durch ausüben, daß er dann, wenn das Kind bereits 
in den Brunnen gefallen ist, Untersuchungsaus­
schüsse einsetzt und sich in der Frage der Beant­
wortung 'bereitfindet, irgendwelche Schritte gegen 
die Regierung zu ergreifen. Es ist ungefähr der 
gleiche Fall und die gleiche peinliche Situation, wie 
sie bei der Polizei gegeben ist. Im Polizeirecht ist 
immer wieder strittig, wie weit die Polizei eine Tat 
präventiv verhindern kann, weil sie zum Beispiel 
einem Mieter, dessen Untermieter droht: Ich schlage 
dich tot, sagen muß: Es tut mir leid, ich kann jetzt 
nichts machen. Ich kann allerdings, wenn du totge­
schlagen sein wirst, deinen Untermieter verhaften 
und dafür sorgen, daß er zur strafrechtlichen Ver­
antwortung gezogen wird. - Ein Verfahren, das 
dem totgeschlagenen Mieter relativ wenig nützt. 

Wenn wir von dem Kontrollrecht des Landtags 
ausgehen, dann müssen wir uns doch darüber klar 
sein: Bei der Belastung der einzelnen Abgeordneten 
und der efüzelnen Fraktionen einerseits, bei der 
außerordentlichen Schwierigkeit durch die techni­
schen Gegebenheiten andererseits, deren im allge-

meinen nur ·ein Fiachmann HeI'!I' wird, bestehen an 
sich schon s•ehr weruig Möglichkeiten, di1ese Kontrolle 
in einem Maß und Umfang auszuüben, daß sie tat­
sächlich präventiv, also .vorbeugend und das Unheil 
verhütend, wirken könnte. Es ist und war zunächst 
einmal Sache der Regierung, den Landtag zu er­
suchen, an ihrer Arbeit in irgendeiner Art teilzu­
nehmen. Ich kann mich erinnern, . daß im vorigen 
Landtag ein Vorschlag der Regierung diskutiert 
wurde, ob sich nicht Abgeordnete an der Aufstellung 
der Haushaltspläne und an jenem homerischen 
Streit zwischen dem Finanzminister und den ein­
zelnen Ressorts beteiligen oder zumindest die Mög­
lichkeit haben sollten, zuhörend zugegen zu sein, 
um inne zu werden, welche Schwierigkeiten sich 
hier auftun. Damals war es ja auch die Regierung, 
die an den Landtag herangetreten ist und ihn durch 
Gespräche aufgefordert hat, ein Gremium zu schaf­
fen, das zusammen mit seinen zuständigen Beamten 
die Frage der Kredite behandelt - eine Frage, die 
nun wirklich sehr brennend ist, weil nämlich immer 
dann, wenn die Kritik des Landtags einsetzen kann, 
die Gelder verschwendet und verloren sind. Der 
Landtag hat davon in Form eines Gremiums Ge­
brauch gemacht, dem er wahrscheinlich. fälschlich 
den Namen „Ausschuß" gegeben hat. Denn im Sinne 
der Verfassung und der Geschäftsordnung ist unser 
Kreditausschuß natürlich kein Ausschuß, sondern 
er ist eine Art Verzahnungsstelle und eine Form der 
Mitarbeit mit der Exekutive an einer ganz bestimm­
ten Nahtstelle des Staates. 

(Abg. Elsen: Beirat!) 

- Wie man ihn nennen könnte und kann, wird 
Sache der neuen Geschäftsordnung sein. Ich glaube 
aber, es wäre falsch, ihn lediglich au~ verfassungs­
rechtlichen oder auch nur, wie Herr Kollege Dr. La­
cherb::\uer gemeint hat, aus verfassungspolitischen 
Gründen nun aufzuheben. Denn was wäre die 
Folge? Die Folge wäre, daß in jenen glücklichen 
oder unglücklichen Fällen - wie Sie das nun nen­
nen wollen -, in denen irgendwelche Fehlleistun­
gen zur Kenntnis der Regierung ünd des Landtags 
kommen, eines geschehen könnte: Jedesmal müßte 
nämlich der Landtag einen Untersuchungsausschuß 
einsetzen; wenn diese Fehlleistungen groß genug 
sind, und dieser Untersuchungsausschuß müßte sich 
rückschauend und rückarbeitend das ganze Material 
erarbeiten, um dann die Frage zu beantworten, wie 
weit die Regierung für diese Fehlleistung in diesem 
Fall verantwortlich ist. Auch das wäre ein Ver­
fahren, von dem die Öffentlichkeit und das Volk 
relativ wenig haben; denn das Geld wird dann ver­
schwendet sein. 

Da erscheint es mir doch besser, solange die Zu­
sammenarbeit der Regierung mit dem Landtag 
durch diese Männer gewährleistet ist, sich ihrer zu 
bedienen; denn mehr Köpfe sehen mehr, als weni­
ger sehen können. Dabei kann es gar keinem Zwei,­
fel unterliegen, daß die Regierung - der Herr 
Finanzminister wird mir das bestätigen - jederzeit 
die Möglichkeit hat, zu sagen: Schluß! Ich will· mit 
diesem Ausschuß nicht mehr zusammenarbeiten, ich 
will die Verantwortung in Zukunft allein tragen 
und auch formell kennzeichnen, daß ich sie allein 
trage; ich werde dem Landtag nicht mehr berichten. 
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Es kann auch gar kein Zweifel darüber sein, daß in 
manchen Fällen im Wege der Beratungen und der 
Diskussion, vielleicht sogar durch persönliche Sach­
kenntnis des einen oder anderen Abgeordneten doch 
manches Unglück vermieden werden kann. Ich sehe 
nicht ein, warum sich der Landtag dieses Ver­
zahnungsinstruments· und dieser Hilfe in seiner 
Aufgabe, die Regierung und ihre Arbeit immer zu 
überwachen, nicht bedienen sollte. 

Verfassungsrechtlich und gesetzestechnisch wäre 
vielleicht eine kleine Änderung anzubringen, die 
ganz klar zum Ausdruck brächte, 

1

daß durch diesen 
Kreditausschuß in keiner Weise die Möglichkeit 
gegeben ist und gegeben sein soll, daß die Regie­
rung die Verantwortung abwälzt, wobei natürlich 
andererseits jederzeit jene Möglichkeit bleibt, auf 
die der Herr Finanzminister hingewiesen hat, näm­
lich die Möglichkeit, sich dem Votum des Ausschus­
ses nicht anzuschließen. Gesetzestechnisch wäre 
dem vielleicht dadurch Ausdruck zu geben, daß es 
an Stelle von „zu hören" heißt: „zu berichten". 
Artikel 8 Absatz 2 würde dann also lauten: 

Das Staatsministerium der Finanzen hat 
fern~r vor Übernahme einer Staatsbürgschaft 
für Kredite von mehr als 50 000 DM in den 
Fällen des Art. 5 und von mehr als 30 000 DM 
in den Fällen der Art. 1, 6 und 7 dem vom 
Bayerischen Landtag bestellten Prüfungsaus­
schuß für Kreditfragen zu berichten. 

Ich erlaube mir, den entsprechenden Antrag zu 
stellen, und bitte·, ihm zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Red­
ner erhält das Wort der Herr Abgeordnete Eber­
hard. 

Eberhard (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Nur noch ein Wort zum Antrag des 
Herrn Kollegen Dr. Bungartz, der sich an dem 
Ausdruck ,;zu hören" gestoßen hat. Wenn Wir aber 
den Absatz 2 streichen und den Absatz 3 belassen, 
dann bedeutet das, daß die Bürgschaften zwischen 
30 und 50 000 DM dem Kreditprüfungsausschuß 
mitzuteilen sind, während der Landtag und der 
Kreditprüfungsausschuß von den Bürgschaften von 
mehr als 50 000 DM keine '.Kenntnis erhält. Ich 
glaube, es soll gerade umgekehrt sein. Das Wichti­
gere sind di.e Bürgschaften über 50 000 DM, und 
das weniger Wichtige ist nachträglich mitzuteilen. 
Unter allen Umständen muß also der Absatz 2 
bestehen blei:ben. 

Ich glaube, daß im· Sinne des Antrags Bezold die 
Lösung gefunden werden könnte, wobei nicht der 
Landtag zuerst aktiv wird, indem er zu hören ist 
und damit eine Äußerung tun muß, sondern das 
Ministerium, die Exekutive, berichtet und der 
Landtag dann diesen Bericht entgegennehmen und 
in diesem oder jenem Sinne dazu etwas sagen 
kann. Wir sollten dem zustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort ·erteile 
ich weiter dem Herrn Abgeordneten Raas. 

Haas (SPD): Meine sehr 'geehrten Damen und 
Herren! Nur einige Sätze. Ich möchte doch darauf 
hinweisen, unter welchen Voraussetzungen damals 
der Kreditprüfungsausschuß geschaffen worden ist. 
Wir werden uns alle noch - es war noch zur Zeit 
des früheren Landtags - der Zeit erinnern, in der 
manches noch in Unordnung war. Ich darf fest­
stellen, daß ·es in Zusammenarbeit zwischen dem 
Kreditprüfungsausschuß und der Staatsregierung 
immerhin möglich war, gute Ordnung in die Dinge 
zu bringen. Über vier Jahre hat nun dieser Aus­
schuß seine Tätigkeit ausgeübt, und niemand hat 
im Grunde ernsthaft Anstoß daran genommen. Ich 
glaube, man sollte auch das berücksichtigen. 

Außerdem möchte ich darauf hinweisen, daß 
schon eine Reihe von Gesetzen geschaffen worden 
sind - ich weiß nicht mehr genau, wie viele es 
sind -, in denen der strittige Passus enthalten ist; 
in fast allen Gesetzen über Sicherheitsleistu.ngeµ 
des Staates ist eine derartige Bemerkung. Dadurch 
ergäbe sich der Zustand, daß diese Bestimmung in 
den früheren Gesetzen Gültigkeit hätte, während 
sie beim vorliegenden Gesetz auf einmal wegbleibt. 
Ich glaube, man sollte sich nicht so sehr an formal­
rechtliche Bedenken klammern. Die Zusammen­
arbeit hat· doch bewiesen, daß die bisherige Rege­
lung praktisch ist. Deshalb könnte der bisherige 
Zustand doch weiter bestehen:-

Präsident Dr. Hundhammer: Di€ Aussprache ist 
geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zugrundegelegt 
werden die Beschlüsse der ersten Lesung. Ich rufe 
auf Artikel 1 - ohne Erinnerung. Artikel 2 - ohne 
Erinnerung. Artikel 3 - ohne Erinnerung.Artikel 4 
- ohne Erinnerung. Artikel 5 - ohne Erinnerung. 
Artikel 6 - ohne Erinnerung. Artikel 7 - ohne 
Erinnerung. Artikel 8 Absatz 1 - ohne Erinnerung. 

Artikel 8 Absatz 2. Hierzu ist zunächst vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Bungartz vorgeschlagen, den Ab­
satz überhaupt zu streichen. Wer dem Streichungs­
antrag stattgeben .will, möge sich vom Platz er­
heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - Die Streichung ist gegen eine 
Stimme abgelehnt. . · 

Dann hat der Herr Abgeordnete Bezold bean­
tragt, den letzten Teil des Absatzes 2 folgender­
maßen zu fassen: „ ... dem vom Bayerischen Land­
tag bestellten Prüfungsausschuß für Kreditfragen 
zu berichten .. " Wer dieser Abänderung die Zustim­
mung erteilt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Vier· Geg~nstimmen. 
Stimmenthaltungen? - Fünf Stimmenthaltun­
gen. Der Absatz 2 ist mit der vom Herrn Abge­
ordneten Bezold vor.g·esch1agenen Änderung ange­
nommen. 

Ich rufe auf Artikel 8 Absatz 3. - Dagegen er­
hebt sich keine Erinnerung. 

Ich rufe auf Artikel 9 - ohne Erinnerung. Arti­
kel JO - ohne Erinnerung. Artikel 11 - ohne Er­
innerung. Artikel 12- ohne Erinnerung. Artikel 13 
- ohne Erinnerung. Artikel 14-ohne Erinnerung. 
Artikel 15 - ohne Erinnerung. Artikel 16 - ohne 
Erinnerung. Artikel 17 - ohne Erinnerung. Arti­
kel 18 - ohne Erinnerung. Artikel 19 - ohne Er-

3 
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innerung. Ich stelle fest, daß die einzelnen Artikel 
mit einer Änderung die Zustimmung des Hauses 
auch in der zweiten Lesung gefunden haben. Die 
zweite Lesung ist beendet. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich schlage 
vor, sie in einfacher Form vorzunehmen. - Eine 
Erinnerung dagegen besteht nicht. Ich.. bitte die­
jenigen Mitglieder des Hohen Hauses, die dem Ge­
setz in der Fassung der Beschlüsse der zweiten 
Lesung die Zustimmung erteilen, sich vom Platz zu 
erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Eine 
Gegenstimme. Stimmenthaltungen? - Vier Stimm­
ent~altungen. Das Gesetz ist angenommen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Zehntes Gesetz über Sicherheitsleistungen des 
bayerischen Staates. 

- Ich stelle fest, daß auch die Überschrift die Zu­
, stimmung des Hohen Hauses gefunden hat. 

Meine Damen und Herren, es ist bei mir ange­
regt worden, die Ziffer 10, bei der sich möglicher­
weise eine Debatte von größerem Ausmaß ergibt, 
etwas zurückzustellen und die sachlich wichtigen 
Beschlüsse, die vor allem Finanzfragen betreffen 
und bei denen kaum eine Debatte zu erwarten ist, 
vorweg zu erledigen. - Das Hohe Haus ist damit 
einverstanden. 

Ich rufe auf die Ziffer 11 a der Tagesordnung: 

Anträge der Staatsregierung betreffend Zu­
weisung weiterer Aufgaben (Mitwirkung bei 
der Gewährung von Eingliederungsdarlehen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz und bei der 

· Durchführung der Sofort- und Sondermaß­
nahmen in den Zonengrenzgebieten) an die 
Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzie­
rung (Beilage 4257). 

Das Wort zur Berichterstattung über die Be­
ratungen des Ausschusses für den Staatshaushalt 
(Beilage 4326) erhält der Herr Abgeordnete Dr. Eck­
hardt. 

Dr. Eckhardt (BHE), Berichterstatter: Hohes 
Haus, meine Datnen und Herren! Die Staatsregie­
rung hat beantragt, der Bayerischen Landesanstalt 
für Aufbaufinanzierung weitere Aufgaben zuzu­
weisen, nämlich bei der Gewährung von Arbeits­
platzdarlehen und Aufbaudarlehen nach dem La­
stenausgleichsgesetz und bei der Durchführung von 
Sofort- und Sondermaßnahmen in den Grenzgebie­
ten mitzuwirken. In beiden Fällen handelt es sich 
um die Mitwirkung bei der Verteilung und Ver­
waltung von Bundesmitteln. Bisher war die Baye­
rische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung ledig­
lich für die Verwaltung von Landesmitteln zu­
ständig. 

Berichterstatter bei den Beratungen des Haus­
haltsausschusses am 6. Juni war ich selbst, Mit­
berichterstatter Herr Kollege Dr. Weiß. Der Aus­
schuß wa~ einstimmig der Ansicht, daß die Baye­
rische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung zweck­
mäßig auch diese Bundesmittel zu verwalten habe. 
Ich bitte das Hohe Haus, dem einstimmigen Be­
schluß des Ausschusses beizutreten. 

. ' 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Wir stimmen ab. Wer dem einstim­
migen Vorschlag des Ausschusses für den Staats­
haushalt beitritt, wolle Platz behalten. - Stimm­
enthaltungen? - Solche liegen nicht vor. Das Ple­
num hat beschlossen, wie vom Ausschuß vorge­
schlagen ist. 

Ich rufe auf die Ziffer 11 b: 

Antrag der Abgeordneten Kraus und Genossen 
betreffend Schaffung eines Sonderfonds für die 
Instandsetzung baufälliger landwirtschaftlicher 
Wirtschafts- und Wohngebäude (Beilage 4162). 

Den Bericht über die Beratungen des Ausschusses 
für den Staatshaushalt (Beilage 4311) erstattet der 
Herr Abgeordnete Eisenmann. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Eisenmann (BP), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! In der 204. Sitzung 
des Haushaltsausschusses am 26. Mai 1953 stand der 
Antrag der Abgeordneten Kraus und Genossen be­
treffend Schaffung eines Sonderfonds für die In­
standsetzung baufälliger landwirtschaftlicher Wirt­
schafts- und Wohngebäude (Beilage 4162) zur Be­
handlung. Berichterstatter war ich, Mitbericht­
erstatter der Herr Kollege Gabert. 

Nach einer eingehenden Aussprache wurde vom 
Ausschuß der Abänderungsantrag des Herrn Kol­
legen Dr. Lippert einstimmig angenommen. 

Der Abänderungsantrag hat folgenden Wortlaut: 

Die Staatsregierung wird ersucht zu prüfen, 
ob die im Rahmen der Kreditaktion zum Wi~­
deraufbau kriegszerstörter landwirtschaftlicher 
Gebäude über die Bayerische Landesboden­
kreditanstalt als langfristige, zinsverbilligte 
Hypothekendarlehen ausgereichten 5 Millionen 
DM diesem Kreditinstitut als Sonderfond für 
landwirtschaftliche ·Zwecke, insbesondere für 
die Instandsetzung baufälliger landwirtschaft­
licher Wirtschafts- und Wohngebäude, belassen 
werden können. 

Ich bitte das Hohe Haus, sich diesem Beschluß des 
Haushaltsausschusses anzuschließen. „ 

Präsident Dr. Hundhammer: EiDJe Wortmeldung 
erfolgt nicht. Wer dem vom Berichterstatter wieder­
gegebenen Vorschlag des Ausschusses für den 
Staatshaushalt auf Beilage 4311 die Zustimmung 
erteilt, wolle Platz behalten. - Stimmenthaltun­
gen? - Stimmenthaltungen liegen nicht vor. Der 
Ausschußvorschlag ist vom Plenum einstimmig ge­
billigt .. 

Ich rufe auf: 

Antrag des Abgeordneten Knott betreffend 
Ausfallbürgschaft für die Durchführung der 
„Deutschen Skimeisterschaften 1954" (Beilage 
4122). 

Über die Beratungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt (Beilage 4310) berichtet der Herr 
Abgeordnete Gärtner; ich erteile ihm das Wort. 

Gärtner (BP), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! In seiner 204. Sitzung 
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am 26. Juni 1953 befaßte sich der Ausschuß mit 
dem Antrag des Herrn Abgeordneten Knott be.:. 
treffend Ausfallbürgschaft für die Durchführung 
der Deutschen Skimeisterschaften 1954 (Beilage 
4122). Berichterstatter war ich, Mitberichterstatter 
der Herr Abgeordnete Müller. 

Nach einer kurzen Debatte über die Frage, ob es 
überhaupt notwendig gewesen wäre, den Landtag 
mit einem solchen Bürgschaftsantrag zu befassen, 
wurde auf Vorschlag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Lippert folgender Abänderungsantrag einstim­
mig angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Ge­
meinde Oberaudorf für die Durchführung der 
Deutschen Skimeisterschaften 1954 mit einer 
angemessenen Ausfallbürgschaft zu unter­
stützen. 

Ich bitte Sie, sich diesem Beschluß anzuschließen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
erfolgt nicht. Wir stimmen ab. Wer dem einstimmi­
gen Ausschußvorschlag auf Beilage 4310 die Zu­
stimmung erteilt, wolle Platz behalten. - Der Aus­
schußvorschlag ist einstimmig angenommen. · 

Ich rufe auf: 

Antrag .der Abgeordneten Dr. Lippert, Ernst 
und Dr. Fischbacher, Dr. von Prittwitz und 
Gaffron und Zillibiller, Haas und Kunath be­
treffend Abschluß eines 7. Übereinkommens 
mit de1· Bundesbahn übe·r den Aufbau von 
Bahnhofsanlagen in Bayern ~Beilage 4245). 

Zum Bericht über die Beratungen des Ausschus­
ses für den '8taatsihaushalt i(BeiLage 4302) ,erteile 
ich 1das Wort dem IHerrn Aibgeordneten Hofmann 
Leopo1d. 

Hofmann Leopold i(.SiP·D), Berichterstatter: Hohes 
Haus! Der Hausihalts.a1.IBschuß hat 1am 26. Juni 1953 
zu dem Antrag :auf Beilage 4245 St·ellu:nig genommen 
.und folgenden Beschluß gefaßt: 

Die Staatsregierung wfod ersuch~, mit der 
Bundesbahn ein 7. übereinkommen über den 
Aufbau von 1Baihnihofä.an}agen in Bayern ge­
mäß den Vorschlägen des Staatsministeriums 
für Wirtschaft und Verkehr d.m Gesamtbetrag 
von 2,5 Millionen DM abzuschließen. 

Der Beschluß wur:de 1einstimmig g.efaßt. Ich bitte 
das Hohe Haus um Zustimmung. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ed.ne Wortmeldung 
erfo'lgt niicht. Wir stimmen .ab. Wer dem Vorschlag 
des .Sta.atsrhaushaltsausschusses auf .Beilage 4302 
d1e Zustimmung 'erteilt, wolle P1atz behalten. -
Stimmenthaltungen liegen nicht vor. - Es ist 
einstimmig nach Vorschlag des Ausschusses be­
schlossen. 

.Jch rufe .auf: 
Antrag der Abgeordneten Dr. Fischei·, Wolf 
Franz, Lanzinger und Dr. Schier betreffend 
vorgriffsweise Bereitstellung von Haushalts­
mitteln für den Bau eines Fahrgastschiffes auf 
dem Würmsee (Beilage 4056). 

Über die Beriatungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt (Beila:ge 4327) berichtet gleichfalls 
der Herr Abg·eordnete Hofmann Leopold; ich er­
teile jJhm das Wort. 

Hofmann Leopold {.SiPD), Ber,ichterstatter: Hohes 
Haus! Der Haushalts•ausschuß hat am 6. Juli 1953 
zu dem Antrag .auf Beilage 4056 Stellung ge­
nommen: 

Die Stiaatsr.egierung wird ersucht, für den 
.Bau eines F.ahrg.astschiHes auf dem Würmsee 
in V011gr:iff .auf den Epl. 13 An1age C Nr. 8 -
staatliche Schiffahrt .auf dem Ammer- und 
Würmsee - den Betrag von 600 000 DM zur 
Verfügung zu s17ellen. 

Der Antria:g wurde einshlmmig 1angenommen. Ich 
bitte da:s Hohe Ha'U'S um Zustimmung. 

Präsident Dr. Hundhammer: Hierzu meldet sich 
zum Wort der Herr Abgeo11dnete Dr. Fischer. Ich 
qarf bemerken, daß der Beschluß ·einstimmig ge­
faßt wuride und daß 'es nicht üblich ist, zu e!i.nem 
solchen -einstimmig g1efaßten Beschluß das Wort 
zu .ergreifen. · 

{Abg. Dr. Fischer: Ich 'bitte ums Wort zu . 
einer Berichtigung.) 

Da:s Wort hat zu einer Becichtigung der Herr Ab­
g•eordnete Dr. Fischer. 

Dr. Fischer ·(CSU): Ich diarf folgende lßer.ichtigung 
geiben. Der einstimmig gefaßte Beschluß lautet fol­
.ge111dermaßen: 

Di:e Sta;atsr·e.g.ierung wird ermächtigt, für den 
Bau eines Fahrgaistschdffes .auf dem Würmsee 
im Vorgriff auf den .ao. Haushialt, Kap. A 13 05 
Titel 902 - V!erke:hrsbetde1be, Staatliche Schiff­
:ßa!hrt auf dem Ammer- und Würmsee - einen 
Teübetrag von 1600 000 DilVI zur Verfügung zu 
stellen. 

Der Korr.eiktheit halber wollte ich dar,auf verweisen. 

Präsident Dr. Hundhamme1·: Das Hohe Haus 
Haus Il!immt rh.iervon .Kenntnis. Nachdem· weitere 
Wortmeldungen nicht vorlieg,en, stimmen wir üiber 
den durch den Herrn Abgeordneten Dr. Fischer 
berichtigt wieder.g1egebenen Beschluß des Ausschus­
ses für den .Sta1atshausih1alt ab. Wer diesem Beschluß 
die Zustimmung erteilt, wolle PLatz behalten. -
Stimmenthaltungen ld:e.gen nicht vor. Ich stelle fest, 
daß der vom Sta:atshausihalt gemachte und vom 
Herrn ,A:bgeordneten Dr. Fl:scher Laut Protokoll 
berichtigte Vorschlag des Ausschusses ,auf Beilage 
4327 ·einstimmig .gebilligt wirid. 

Ich rufe nunmehr auf: 

Antrag der Abgeordneten Stain, Dr. Schubert, 
Frenzel, Re!ichl und Dr. Eberhardt betreffend 
Einleitung von Maßnahmen zur Auflösung des 
Ausländerlage.rs Föhrenwald (Beilage 4109). 

iHiezu liegt ein .Abänderungsantrag des Herrn 
Abgeordneten •Sterz1er vor, der inzwischen verte!i.lt 
wo11den sein dürfte. 
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Zur Berichterstattung über die iJ3er.atungen des 
Ausschusses für Angelegenheiten der Heimatver­
trli.eben-en und Kriegsfolgeg.eschädigterr (Beilage 
4228) erteile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Ospald. 

Ospald (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! In der 48. Sitzung des 
Ausschusses für Angelegenheiten der Heimatver- · 
triebenen und Kriegsfolgegeschädigten am 12. Mai 
dieses Jahres gab Herr Staatssekretär Dr. 0 b er -
1 ä n der einen Bericht über die Verhältnisse im 
jüdischen DP-Lager Föhrenwald bei Wolfratshau­
sen. Daraus war zu entnehmen, daß das Lager 
Föhrenwald am 1. Dezember 1951 von· der lRO 
übernommen wurde und zur Zeit der Unterbrin­
gung in der Mehrzahl kranker jüdischer DPs dient. 
Es ist das letzte von ehemals 63 jüdischen Lagern. 
Das Lager ist zur Zeit vor rund 1900 Insassen be­
legt. Im Lager selbst hat die deutsche Flüchtlings­
verwaltung seit der Übernahme in vorbildlicher 
Weise eine Schule, einen Kindergarten und ein 
Krankenhaus eingerichtet. Auch sonst wurde alles 
getan, um den Insassen dieses Lagers den Aufent­
halt so gut wie möglich zu gestalten. So hetru,gen 
zum Beispiel, wie der Herr Staatssekretär ausführte, 
die Aufwendungen fo der Zeit vom 1. April 1952 
bis 31. März 1953 für das Lager Föhrenwald 
3,28 Millionen DM für durchschnittlich 1600 Per­
sonen. Im letzten Rechnungsvierteljahr 1952 be­
trugen die Ausgaben pro Kopf und Monat in Föh­
renwald 94 DM, während in den übrigen Lagern 
nur 10,70 DM ausgegeben wurden. 

Herr Staatssekretär Dr.' 0ber1 ä n der führte 
weiter aus, die Situation in Föhrenwald sei in der 
letzten Zeit erheblich schwieriger geworden durch 
den Zuzug sogenannter Illegaler, der die Auflösung 
des Lagers sehr erschwere. So seien zum Beispiel 
im Dezember des. vergangenen Jahres etwa 200 
ille§a1e P·ersonen in Fölwenw.a1d erschtenen, Sie 
besäßen einen israelischen Paß, der für alle Staaten 
mit Ausnahme von Deutschland Gültigkeit hatte. 
Trotzdem hätten diese 200 Illegalen von der deut­
schen Botschaft in Paris ein Dauervisum für 
Deutschland erhalten, mit dem sie nach Bayern ge­
kommen seien. Inzwischen sei die Zahl der Illegalen 
weiter angewachsen. 

Diese Situation verlange ein Einschreiten der 
Staatsregierung und auch die Unterstützung des 
Landtags. Vor allem müsse der illegale Zµzug 
unterbunden und das Lager Föhrenwald einer Auf­
lösung zugeführt werden. 

Die Debatte, au der sich die Abgeordneten 
Dr. Schubert, Frenzel, Ospald, Dr. Eberhardt, 
Dr. Strosche, Klammt und Stain beteiligten, unter­
strich diese Ausführungen. Alle Redner sprachen 
sich jedoch für eine Besichtigung des Lagers Föh­
renwald vor der Beschlußfassung aus, damit sie sich 
selbst eine Meinung über den Zustand bilden 
könnten. 

Der Ausschuß besichtigte sodann am 19. Mai das 
Lager Föhrenwald. Er nahm die Gelegenheit wahr, 
sich eingehend von allen Interessenten - Lager-

ausschuß, Lagerleitung, Vertretung der Legalen, 
Vertretung der Illegalen usw. - informieren zu 
lassen. Die Besichtigung brachte Übereinstimmung 
dahin, daß das Lager unbedingt aufgelöst werden 
müsse und der Zuzug weiterer Personen, der die 
Auflösung hindert, abgestoppt werden soll. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der Heimat­
vertriebenen und Kriegsfolgegeschädigten hat sich 
dann mit der ganzen Angelegenheit in seiner 48. 
und 50. Sitzung neuerdings beschäftigt und ist zu 
dem Beschluß gekommen, der Ihnen auf Bei­
lage 4228 in Verbindung mit Beilage 4109 vodiegt. 
Er lautet:· 

Die Staatsregierung wird ersucht, alle not­
wendigen Maßnahmen einzuleiten, die geeignet 
sind, eine Lösung der mit der Übernahme des 
jüdischen ..Ausländerlagers Föhrenwald von der 
IRO aufgetretenen Probleme zu fördern. Die 
Behandlung aller auftretenden Fragen soll im 
Benehmen mit der zuständigen Vertretung der 
Lagerinsasse,n erfolgen. 

Folgende Maßnahmen sollen sofort durchge­
führt werden: 

1. Die Auflösung des Lagers zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt. 

Die Ziffer 2, wie sie auf Beilage 4109 enthalten ist, 
wurde in der 50. Sitzung durch eine Neufassung, die 
auf Beilage 4228 abgedruckt ist, ersetzt: 

2. Die Zuwanderung Illegaler in das Lager 
Föhrenwald ist zu unterbinden. Zuwan-
1dernde IUeig,ale sind in •ein Me'l.'für hesonders 
zu errichtendes Lager einzuweisen. 

Die Ziffer 3 lautet unverändert: 

3. Die Anwendung der gesetzlichen Bestim.,. 
mungen, insbesondere der Ausländerpolizei.., 
verordnung. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesen Beschlüssen des 
Ausschusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Staatssekretär für die Angelegenheiten 
der Heimatvertriebenen: · · 

Dr. Oberländer, Staatssekretär: Hohes Baus, 
meine Damen und Herren! Seit dem Beschluß des 
Ausschusses für Angelegenheiten der Heimatver­
triebenen und Kriegsfolgegeschä:digten hat sich die 
Lage insofern etwas geändert, als der Bund sich 
bereit erklärte, eigene Lager für Illegale einzurich­
ten, um dadurch die Rückwanderung dieser Illega­
len nach Israel zu erleichtern. Israel hat sich bereit 
erklärt, die Illegalen aufzunehmen. Aus diesem 
Grund ist, bis die endgültige Auflösung des Lagers 
erfolgt, eine Trennung der Illegalen von den Alt­
insassen des Lagers unbedingt notwendig. Ich 
möchte Sie daher bitten, in Ziffer 2 das Wort „Zu­
wandernde" durch „Zugewanderte" zu ersetzen be­
ziehungsweise den Antrag des Herrn Kollegen Ster­
zer anzunehmen, der im Grunde genommen das 
gleiche sagt. Es ist nämlich ·ausgeschlossen, das 
Lager aufzulösen, wenn die bis jetzt auf bereits 
über 600 angeschwollene Zahl der Illegalen im 
Lager verbleibt. 
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Die Altinsassen fordern, so.weit sie auswandern 
wollen, pro Erwachsenen einen Beitrag von 3000 DM. 
Das wäre immer noch billiger, als das Lager noch 
länger zu erhalten. Wenn wir die Illegalen nicht 
trennen, würden sie auch die 3000 DM zur Aus­
wanderung v.erlangen. Wir müßten also 1,8 Millio­
nen DM für Menschen bezahlen, die nie in Deutsch­
land waren und auch nicht das Recht hatten, nach· 

· Deutschland einzuwandern; denn wenn sie auch das 
Einreisevisum haben, bleibt doch die Tatsache, daß 
sie nach drei Monaten die Aufenthaltsgenehmigung 
legal bekommen müßten. Die haben sie nicht bekom­
men, weil sie nicht gegeben werden kann. Ich darf 
darauf hinweisen, daß eine Auflösung des Lagers, 
wie sie jetzt zusammen mit dem sozialpolitischen 
Ausschuß· des Städtetags und anderen versucht 
wird, nicht möglich ist, wenn nicht .eine ganz klare 
Trennung stattfindet. Durch diese Trennung wür­
den die Schwierigkeiten und Streitigkeiten auf­
hören, die zur Zeit innerhalb der Juden im Lager 
stattfinden und die uns eine Menge Sorgen bereiten. 
Ich würde also bitten, i!Jl Ausschußantrag (Bei­
lage 4228) statt „Zuwandernde" zu setzen „Zuge­
wanderte" oder den Antrag Sterzer anzunehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine weiter·e Wort­
meldung ,hegt nicht ivor. Wir kommen zur Ab­
·stimmung. Wir stimmen .zunächst ab über den 
ersten Teil des Antrags lia•ut Bed.lag.e 4109 mit Ein­
schluß der Ziffor 1. Wer dieserµ T·eil die Zustim­
mung •erteilt, wo11e Platz belhialten. - Ich bitte um 
dte Ge:g.enpwbe. - Stimmenthaltungen liegen nicht 
vor. Dieser T·e!il des Antrags ist .einstimmig an­
genommen. 

Z:u Ziffor 2 1ie.gt ein Albänderungsantrn:g Sterzer 
vor, gegen den keine Bedenken geltend g·emacht 
wo11den sind. E·r laiUtet: 

Zif:Der 2 des Antrags auf Beilage 4109 ist wie 
folgt zu ·ändern: 

Die Zuwanderung Illegaler in das_ Lager 
Föhr·enwald ist zu unterbinden. Zuwandernde 
Ille:ga1e sind. mit den ·ber·eits d.m Lager hefind­
Hchien Illegalen in 1ein hierfür 1besonders zu 
errichtendes L1ager einzuweisen. 

Die CFra:g.e ab der Antrag .Ster21er oder die andere 
Formulierung, d!ie der Herr Staatssekr·etär vor­
getragen hat, genehmigt werden soll, ist eine redak­
tionelle Fr1ag·e. Zunächst !ist über den Antrag aus 
dem Hause, da:s ist der Ant11ag Sterz·er, abzustim­
men. Wer dem die Zustimmung erteilt, wo.Ile sich 
vom Piatz •er!h:eben. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
~ Stimmenthaltungen? - Der Antriag Sterzer ist 
·bei ·einer Anzahl von 1Stimmenthaltungen aus der 
Fr.aktion der SiPD angenommen. 

Wir stimmen ab über Ziffer 3 in der ursprüng­
lichen .Form. Wer dieser ~iffer dfo Zustimmung 
erteilt, wolle PI.atz behalten. - Ich hitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen Hegen nicht 
vor. Ziffer 3 ist angenommen. 

·wird v.erlangt, daß über den Antrng im g.anzen 
noch einmal aihg.est!i.mmt wird? - Das ist nicht 
verlangt, die einzelnen A!bsätze sind für sich an­
genommen. 

1Dieser Punkt der T·agesordnung ist damit erledigt. 

Ich rufe auf die Ziffer 10 b der Tagesordnung 

Antrag der Abgeordneten von Knoei·ingen, 
Ospald, Frenzel und Fraktion betreffend Fort­
führung des Lagerauflösungsprogrnmms 1953 
(Beilage 4041). 

LDen Bericht über die Verhandlungen des Aus­
schusses für Ang·elegeniheiten der Heimatvertriebe­
nen und Kr:i!egsfolgeg,eschädiigten (Beilag·e 4330) 
erstattet der Herr Abgeoridnete F:reundl. Ich erteile 
:ihm das Wort. 

Freundl {CSU), Berrichterstatter: :Hohes Haus, 
meine sehr v•er·ehrten LD,amen und Herren! Der 
A:usschuß für Ang-elegenh•ed.ten der Heimatvertrie­
benen und Kriegsfolg.egeschäd1gten 'befaßte sich in 
seiner :Sitzung vom 6. Juli 1953 mit einem Antrag 
der .A!bgeor.dneten von Knoerirugen, Ospald, Frenzel 
und Fraktion, der. auf Bei1ag.e 4041 veröffentlicht 
!ist und folgenden Wort1aut hat: 

Der L1andtag wolle beschließen: 

Di,e Sta1atsregierung wird ,ersucht, das La:g·er­
.auflösungsprogramm 1953 mit allen Mitteln 
fortzuführen und beim Bund wegen Weiter­
gewäib.rung von v·erlorenen Baukostenzuschüs­
sen für diesen Zweck mit voller Energ.ie vor­
stellig zu werden. 

Über dd.esen Antrag ientspann sich eine längere 
De1batte. Nachdem aiber die Beschlußfassung ein­
stimmig und ohne Gegenstimmen erfolgte, kann 
auf eine Berichterstattung \nexzichtet werden. Der 
zustandegekommene Beschluß ist auf Beilag:e 4330 
veiröffentlicht und hat folgende Fassung: 

Die Staatsr,eg.ierung Wlird ·ersucht, das Lager-
1auflösungsprogramm mit 1aUen Mitteln fort­
·zuführen und beim Bund wegen Weitergewäh­
rung von v•erlorenen Baukostenzuschüssen für 
diesen Zweck mit voller Energie vorstellig zu 
werden. 

LDer Ausschuß hat - wie .gesagt - diesen Be­
schluß einst!i.mmi.g g1efaßt. Ich möchte das Hohe 
Ifa'us 1bitten, dieser Beschlußfassung beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Abge­
ordnete Bezolid h!at das Wort •erbeten, um eine 
Anfrage zu stellen. 

Bezold '(FD!P): Herr ~räsident, meine Damen und 
Herren! Ich habe mir vol'hin schon überlegt, ob ich. 
bei der Behandlung des vor.ausgegangenen Antrags 
a.uf die Lage ihinsd.chtlich des Lagers Grafenaschau 
bei Murnau zu sprechen kommen soll. Ich ihahe diais 
nicht g,etan, weil die Dinge offensichtlich nicht in 
unmittelba11em Zusammenhang stehen. Unter Hin­
wed.s darauf, daß die Beivölkerung in Murnau üiber 
das Weiterbestehen eines Lagers, das sich in einem 
Zustand schauerlicher Verwahrlosung befindet, 
außer-or·d;entlich beunruhigt ist, möchte ich die Re­
gi,erung aiber fragen, ob bei diesem Lagerauflö­
sungsprogr.amm vorgesehen ist, das Lager in der 
Näihe von Murn!au endgültig aufzulösen und ver­
schwinden zu lassen. Wenn das nicht dier Fall ist, 
würide ich mich g·enötigt sehen, zu gegebener Zeit 
einen entsprechenden Antrag in dieser Richtung zu 
stellen. 

4 
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Präsident Dr. Hundhammier: Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
sekretär für Angelegenheiten der Heimatvertrie­
benen. 

Dr. Oberländer, Staatssekretär: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Ich habe schon öfter 
betont, daß zur Zeit trotz aller Versuche, die wir 
beim Bund gemacht haben, keine Mittel vorhanden 
sind, um das Lagerauflösungsprogramm mit Staats­
mitteln durchzuführen. Die einzige Möglichkeit, die 
wir haben, ist noch die, daß wir die Lagerinsassen 
bewegen, beim Lastenausgleich die 3000 DM zu be­
antragen, die natürlich in keiner Weise so günstig 
sind wie die bisherigen verlorenen Baukosten­
zuschüsse, die wir ohne jede Anrechnung gegeben 
haben. Das ist ja auch der Grund, warum das ganze 
Lagerauflösungsprogramm trotz aller Bemühun­
gen der Vertriebenenamtsleiter eigentlich stecken 
geblieben ist. Bayern hatte 6 Millionen DM bekom­
men, die der Bund eigentlich hätte übernehmen 
müssen und auf denen wir jetzt sitzen geblieben 
sind, so daß wir insofern in eine sehr schwierige 
Lage gekommen sind. Es ist ja so, daß der Landtag 
selbst beschlossen hat, daß die Nichtregierungslager 
den Regierungslagern gleichg-esetzt werden. Das 
Ergebnis ist, daß wir immer noch über 700 Lager 
aufzulösen haben. 

Nun ist richtig, wenn Sie sagen, daß ·sich diese 
Lager in schlechtem Zustand befinden. Ich kann 
Ihnen sagen, es gibt in Bayern unendlich viele 
Lager in schlechtem Zustand. Ich weiß heute noch 
nicht, wie sie überhaupt winterfest gemacht wer­
den sollen, damit es· im nächsten Winter nicht hin­
einregnet. Ich habe daher für das Lagerauflösungs­
programm die Lager in drei Klassen eingeteilt: in 
diejenigen, die am ersten aufgelöst werden müssen, 
weil sie die höchsten Reparaturkosten erfordern, 
dann in diejenigen, die etwas besser sind, und die­
jenigen, die so sind, daß man im Augenblick keine 
größeren Reparaturkosten für sie aufwenden muß. 
Wenn man vom Grundsatz „Gleiches Recht für 
alle" ausgeht, kann man nicht mehr tun, als die 
allerschlechtesten Lager aus der Klasse der schlech­
ten herauszusuchen und sie aufzulösen, weil sonst 
die Reparaturkosten ins Unermeßliche steigen. 
Wenn der Bund auch 85 Prozent bezahlt, treffen 
auf Bay~rn doch 15 Prozent.. , 

Ich kann Ihnen heute keine direkte Zusicherung 
geben, ob wir das Lager bei Murnau in den näch­
sten Monaten auflösen können. Unter Auflösen 
verstehen wir nämlich nicht nur, daß die Verwal­
tung eingezogen wird und daß wir den Leuten 
sagen: Helft euch selbst! Wir verstehen darunter, 
daß neu gebaut wird. Es könnte von mir nicht ver­
antwortet werden, .fest zu versprechen, daß wir 
auflösen, sondern ich kann m1.r sagen, daß wir alles 
tun wollen, um die Insassen zu bewegen, die im 
Rahmen des Lastenausgleichs gegebenen Möglich­
keiten wahrzunehmen. Wenn diese Möglichkeit ge­
geben ist und wenn sie die 3000 DM beantragen, 
für die die Mittel vorhanden sind, dann ist es auch 
möglich, nachrangige Mittel zu bekommen, um zu 
bauen. Ob das allerdings in diesem Jahr noch ge­
schehen kann, kann ich beim besten Willen nicht 
versprechen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem auf Beilage 4330 wiedergegebenen Vor­
schlag die Zustimmung erteilt, wolle Platz behal­
ten. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen liegen nicht vor. Es ist einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Ziffer 12 a: 

Antrag der Abgeordneten Ospald und Genossen 
betreffend Erlaß von Ausführungsvorschriften 
zu Artikel 24 Absatz 1 Ziffer 3 der Gemeinde­
ordnung (Beilage 4077). 

Den Bericht über die Verhandlungen des Aus­
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen (Bei­
lage 4248) erstattet der Herr Abgeordnete Kramer. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Kramer (SPD),· Berichterstatter: Der Ausschuß 
für Rechts- und Verfassungsfragen behandelte in 
seiner 79. Sitzung den Antrag der Abgeordneten 
Ospald und Genossen betreffend Erlaß von Aus­
führungsvorschriften zu .Artikel 24 Absatz 1 Zif­
fer 3 der Gemeindeordnung auf Beilage 4077. Be­
richterstatter war Abgeordneter Kramer, Mit­
berichterstatter Abgeordneter Junker. 

Der B er ich t erstatte r führte aus, der An­
trag bezwecke, durch Ausführungsvorschriften eine 
Einheitlichkeit über Art und Umfang der gemeind­
lichen Hand- und Spanndienste herzustellen. 

Der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r wollte wissen, 
wie weit die Staatsregierung es für notwendig hält, 
die an sich im Ermessen der. Gemeinde stehenden 
Satzungen über Hand- und Spanndienste einzu­
schränken. 

Der R e g i e r u n g s v e r t r e t e r er klärte, die 
Richtlinien sollten die Gemeinden vor allem auf die 
Schwierigkeiten hinweisen und eine Auslegung der 
einschlägigen Bestimmungen der Gemeindeordnung 
darstellen. · 

Der Ausschuß beschloß gegen eine Stimme, .dem 
Antrag auf Beilage 4077 zuzustimmen. Ich empfehle 
Ihn,en, sich dem Ausschußbeschluß anzuschließen. 

Vizepräsident Hagen: Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir stimmen ab. 

Wer für den Antrag des Ausschusses auf Bei­
lage 4248 ist, behalte Platz; wer dagegen ist, möge 
sich erheben. - Ich stelle die einmütige Zustim­
mung fest. 

Ich rufe auf Ziffer 12 b: 

Antrag des Abgeordneten Dr. Becher betref­
fend Einsetzung eines Sonderausschusses zur 
Sicherung des Schutzes der Grundrechte der 
Staatsbürger (Beilage 4161). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 4247) be­
richtet der Herr Abgeordnete Zillibiller. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Zillibiller (CSU), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Auf Beilage 4161 liegt ein Antrag 
Dr. Becher vor, wonach ein Sonderausschuß ein-
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gesetzt werden soll, um die Grundrechte der 
Staatsbürger gegen Übergriffe zu schützen. Ins­
besondere sollen die Staatsbürger gegen Abhören 
von Telefongesprächen und Verletzung des Post­
geheimnisses geschützt werden. 

Der Rechts- und Verfassungsausschuß hat die­
sen Antrag in seiner Sitzung vom 18. Juni 1953 
behandelt. Der Antrag ist zwar eihstimmig abge­
lehnt worden; trotzdem muß ich aber ein paar 
Worte dazu sagen, um zu erklären, welche Gründe 
zur einstimmigen Ablehnung geführt haben. 

Der Ausschuß war übereinstimmend der Mei­
nung, daß die jetzt vorhandenen Einrichtungen, 
nämlich der Beschwerdeausschuß des Landtags und 
vor allem der Verfassungsgerichtshof, vollkommen 
genügen, um die Rechte der einzelnen Staatsbür­
ger zu schützen. Der Ausschuß war sogar der Mei­
nung, daß die Einrichtung des Verfassungsgerichts­
hofs mehr in Anspruch genommen wird, als es 
vielleicht angebracht wäre. 

(Sehr gut!) 
Außerdem könnten die Übergriffe, die seitens der 
Besatzungsbehörden durch Verletzung des Post­
geheimnisses in Nordrhein-Westfalen geschehen 
sind, nicht durch einen Ausschuß des Bayerischen 
Landtags hintangehalten werden. 

Aus diesen Erwägungen hat der Rechts- und 
Verfassungsausschuß den Antrag •einstimmig ab­
gelehnt. Ich bitte das Hohe Haus, ebenso zu ver­
fahren. 

Vizepräsident Hagen: Zum Wort hat sich gemeldet 
der Herr Abgeordnete Haußleiter. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Es ist der verstorbene Vor­
sitzende der Sozia1demokratischen Partei Deutsch­
lands, Dr. Kurt Schumacher, gewesen, der einmal 
gesagt hat, wir leben im Deutschland der Agenten­
netze und des Agentengeschwätzes. In der Tat hat 
heute der deutsche Staatsbürger das Gefühl, aus­
ländische Nachrichteridienste haben Deutschland 
wie Moosgefiecht in einer Weise unterwandert, daß 
eine Kontrolle stattfindet, die allen Grundsätzen 
und allen diesbezüglichen Bestimmungen der Ver­
fassung widerspricht. 

Ich habe vor einiger Zeit einmal mit einem Kol­
legen - ich bin Journalist gewesen - gesprochen, 
und er hat mir folgendes gesagt: Vor 1945 hat man 
wenigstens noch gewußt, wo der einzelne Kollege 
herkommt, man hat gewußt, er ist bürgerlicher 
Journalist und mit ihm kann man sprechen, und 
der andere ist leidenschaftlicher Parteimann, mit 
dem kann man nicht sprechen. Heute ist das Agen­
tentum so entwickelt, daß man überhaupt kein 
offenes Wort über bestimmte Dinge sprechen kann. 
Daraus ergi:bt sich eine gewisse psychologische Un­
sicherheit im ganzen Volk, und diese psychologische 
Unsicherheit erstreckt sich auf einige ganz ein­
fache Tatbestände. Der Staatsbürger hat Sorge, 
daß seine Post überwacht wird, U:nd Sie kennen die 
Aufmerksamkeit, mit der jeder normale Staats-

bürger heute in Westdeutschland auf Klinkge­
räusche und ähnliche Dinge im Telefon hört, weil 
er das Gefühl hat, daß sein Apparat überwacht 
wird. Ganz gleichgültig, ob er es zu Recht oder 
zu Unrecht tut, jedenfalls steht fest, daß heute in 
Westdeutschland eine Telefonüberwachung durch­
geführt wird. Ich darf darauf hinweisen, daß vor 
einiger Zeit eine demonstrative Flucht in die 
Öffentlichkeit stattgefunden hat. Der Sohn des 
Bundespräsidenten wird an seinem Heimatort an 
seinem Telefon über sein Telefongerät sorgfältig 
überwacht. Es gibt also eine Telefonkontrolle, und 
zwar durch ausländische Stellen. Genau so hat eine 
aufsehenerregende Debatte im Bundestag über die 
Postkontrolle stattgefunden. Es ist aber so, daß 
diese Postkontrolle nicht nur außerhalb Bayerns, 
sondern auch· in Bayern stattfindet. 

Ich kann einen ziemlich sensationellen Fall be­
richten: Es fand ein Prozeß statt, den der Schrift­
steller Bechel gegen den bayerischen Universitäts­
Professor Dr. Noack führte. Was hat- sich in die­
sem Prozeß ereignet? Dr. Noack hatte ein Tage­
buch an seine Heimatadresse in Würzburg ge­
sandt. Sein Prozeßgegner· hat dem Gericht eine 
Photokopie dieses vori Dr. Noack versandten Tage­
buches vorlegen können. Der Brief war in diesem 
Fall nachweislich von einer amerikanischen Dienst­
stelle photokopiert worden, im übrigen mit Fäl­
schungen und Kürzungen, und wurde dann dem 
Prozeßgegner des den Amerikanern nicht sehr 
liebsamen Dr. Noack zur Ve.rfügung gestellt. Ich 
verteidige hier nicht den Dr. Noack; ich habe 
andere politische Ansichten als er. Aber es ist 
meiner Ansicht nach v.öllig unmöglich, .wenn ein 
Mann, der sein Tagebuch in einem gesphlossenen 
Kuvert versandt hat, erleben muß, daß es ihm, mit 
Hilfe der Besatzungsmacht photokopiert, von einem 
Prozeßgegner um die Ohren gehauen wird. So 
kann man meiner Ansieht nach nicht verfahren. 

Nun hat der Ausschuß - meines Erachtens völ­
lig irrtümlich - gesagt, in solchen Fällen gebe es 
zwei Beschwerdeinstanzen, nämlich .erstens den 
Beschwerdeausschuß und zweitens den Verfas­
sungsgerichtshof. Ich möchte hierzu folgendes 
sagen: Die Verfassung muß geschützt werden. Hier 
geht es nicht darum, dem Staatsbürger zu sagen: 
Wenn du merkst, daß dein Telefon überwacht wird 
oder deine Briefe photokopiert werden, dann 
kannst- du dich ja an den Verfassungsgerichtshof 
wenden. Hier geht es vielmehr um etwas anderes. 
Der Staatsbürger muß das Gefühl haben, daß die 
Verfassung auch aktiv geschützt wird, daß man 
es nicht ihm überläßt, einen geheimen Abwehr­
dienst gegen ein geheimes Agentennetz der Be­
satzungsmacht zu errichten. Es geht darum, daß 
das bayerische Parlament aktiv und - wenn es 
sein muß - aggressiv gegenüber der Besatzungs­
macht die Rechte der bayerischen Staatsverfassung 

' wahrnimmt und verteidigt. Wenn der Staatsbürger 
weiß - und das ist ein psychologischer Vorgang-, 
daß immerhin mit den Möglichkeiten eines parla­
mentarischen Ausschusses ein Schutz der verfas­
sungsmäßigen Rechte gewährleistet ist, dann wira 
eine psychologische Unruhe verschwinden, die sich 
sehr tief in unser Volk hineingefressen hat. 
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Wir erinnern uns noch an die Zeit 1945/46. Da­
mals hat man gesagt: Nie wieder eine Art von 
politischer Polizei, nie wieder Überwachµng des 
Staatsbürgers! Heute haben wir eine Kontrolle 
durch Agentennetze, die geradezu unwahrschein­
lich ist. Wir haben heute so viele Agenten in 
Deutschland, daß mehrere arme Leute gezwungen 
sind, gleichzeitig für mehrere Mächte Agent zu 
sein, weil gar nicht so :viele Agenten auf dem 
freien Markt zu haben sind. So ist. die konkrete 
Situation heute. Der Staatsbürger muß das Gefühl 
haben, daß ihn das Parlament seines Volkes gegen 
solche ohne. Zweifel verfassungswidrige Maßnah­
men aktiv schützt. Aktiver Schutz ist nur. möglich, 
wenn das Parlament mit den ihm gebotenen Mög­
lichkeiten einen solchen Schutz des Staatsbürgers 
garantiert. 

Aus diesem Grund darf ich Sie bitten, sich nicht 
auf den Standpunkt des Rechts- und Verfassungs­
ausschusses zu stellen, der dem Staatsbürger sagt: 
Wenn du was merkst, kannst du dich ja bestjlwe­
ren! Der Staatsbürger hat das Gefühl, daß er dem 
Agentennetz, das ihn kontrolliert, technisch, psy­
chologisch und faktisch so unterlegen ist, daß er 
diese Kontrolle gar nicht im einzelnen bemerken 
kann. Aber er sucht eine Stelle, die ihn vor Maß­
nahmen schützt, wie sie im Konflikt Bechel-Noack 
vorgekommen sind. Deshalb darf ich Sie bitten, 
den Antrag des Rechts- und Verfassungsausschus­
ses abzulehnen und unserem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Hagen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor; wir stimmen ab. Der Antrag des 
Ausschusses lautet auf Ablehnung und ist im Aus­
schuß einstimmig beschlossen worden. Wer für den 
Antrag des Ausschusses ist, behalte Platz; wer da­
gegen ist, wolle sich erheben. - Enthaltungen? -
Ich stelle fest, daß der Antrag des Ausschusses an­
genommen ist. 

Ich rufe .auf: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Sturm, Bantele, 
Greib, Albert und Ospald betreffend Einlei­
tung von gesetzlichen Maßnahmen hinsichtlich 
der Neuerrichtung und Übernahme von Einzel­
handelsgeschäften (Beilage 3963) - Fortsetzung 
der Beratung -. 

Den Bericht über die Beratung im Ausschuß für 
Wirtschaft und Verkle1hr {Bei1aige 4254) •erstattet der 
Herr Ab.geordnete Dr. Sturm; li.ch ·erteile ihm .das 
Wort. 

Dr. Sturm (BP), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Mit der zur Behandlung 
stehenden und das Interesse des ganzen westdeut­
schen Einzelhandels auf sich ziehenden Materie, 
gemäß Beilage 3963 und 4254 über die Einleitung 
von gesetzlichen Maßnahmen hinsichtlich der Neu­
errichti;mg und Übernahme von Einzelhandelsge­
schäften hat sich der Ausschuß für Wirtschaft und 
Verkehr in seinen Sitzungen vom 15. Januar, 
12. März, rn„ 18. und 19. Juni und das Plenum in 
seinen Sitzungen vom 26. Februar, 6. und 7. Mai 
befaßt. In letzterer wurde vornehmlich im Hinblick 

- ------ ------------

auf die Frage der Bedürfnisprüfung bei Neuerrich­
tung von Einzelhandelsgeschäften die Rückverwei-

' sung an den Wirtschaftsausschuß beschlossen, der 
sich in seinen Sitzungen vom 12. und 18. Ju:n,i er­
neut mit dieser Frage beschäftigte. Berichterstatter 
war ich; Mitberichterstatter der Herr Kollege Greib. 

Da der Berichterstattung im Plenum am 6. und 
7. Mai bereits die vorausgegangenen Sitzungen des 
Wirtschaftsausschusses zugrundelagen, erstreckt 
sich mein heutiger Bericht lediglich auf die im Ver­
folg der Rückverweisung nochmals aufgenommenen 
Beratungen des Ausschusses, nämlich die Sitzungen 
vom 12. und 18. Juni. Zugrunde lag der auf Bei­
lage 3963 abgedruckte Antrag Dr. Sturm, ·Bantele, 
Greib, Albert und Ospald, der wie folgt lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bund 
gesetzliche Maßnahmen zu erwirken, die die 
Neuerrichtung und Übernahme von Einzelhan­
delsgeschäften von dem Nachweis der Sach­
und Fachkunde sowie der persönlichen Zuver­
lässigkeit abhängig machen. Darüber h,_inaus 
ist die Wiedereinführung der Bedürfnisprü­
fung anzustreben. Heimkehrer und Kriegs­
folgegeschädigte sollen dabei bevorzugt berück­
sichtigt werden. 

Bis zur Vorlage eines solchen Gesetzes wolle 
die Staatsregierung im Rahmen des Artikels 153 
der bayerischen Verfassung mögliche Maßnah­
men ergreifen. 

Nach einem Überblick über die bisherigen Ver­
handlungen führte ich als Berichterstatter aus, daß 
neben der Forderung nach der Sach- und Fach-

, kunde und der persönlichen Zuverlässigkeit auch 
die auf Wiedereinführung der Bedürfnisprüfung 
unbedingt aufrecht erhalten werden müsse und die 
Einzelhandelskreise speziell darin die ultima ratio 
für die Aufrechterhaltung ihrer Existenz erblicken 
würden. 

Demgegenüber hielt der Kollege G r e i b die Be­
dürfnisprüfung nicht für no.twendig und erklärte, 
daß die Berufsorganisation des Einzelhandels da­
von bereits selbst Abstand genommen habe, daß 
aber in einem noch zu schaffenden Berufsgesetz 
die Sach- und Fachkunde sowie die persönliche Zu­
verlässigkeit als Voraussetzung für die Übernahme 
eines Einzelhandelsgeschäftes zu verankern. seien. 

Gleichzeitig legte er einen Antragsentwurf vor, 
der bezwecken sollte, einem von der Hauptgemein-

. schaft des "deutschen Einzelhandels ausgearbeiteten 
und von deren Präsidenten inzwischen beim Bund 
eingebrachten Initiativgesetzentwur:f zur vorläufi­
gen Ordnung im Einzelhandel den nötigen Nach­
druck beim Bund zu geben. 

Irh einzelnen fordert der Antrag nach einigen 
vom Wirtschaftsausschuß vorgenommenen Strei­
chungen die auf Beilage 4254 aufgeführten Maß-
nahmen. · 

Herr Wirtschaftsminister Dr. Seide 1 sah aus 
politischen, ökonomischen und rechtlichen Gründen 
keine Möglichkeit für den Einbau der Bedürfnis­
prüfung und bezog sich, speziell was die rechtliche 
Seite anlangt, auf die Handwerksordnung, die bis­
her noch nicht die Billigung der Alliierten gefunden 
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habe. Diese verlangen offenbar, daß zuvor die 
Frage geklärt werde, ob die Einführung des Be­
fähigungsnachweises nicht gegen Artikel 12 des 
Grundgesetzes verstoße. Wenn die einwandfreie 
Klärung dieser Frage schon beim Befähigungsnach­
weis verlangt werde, dann sei das erst recht bei 
der Bedürfnisprüfung zu erwarten. Schon die Sach­
und Fachkunde werde einige Schwierigkeiten be­
reiten. 

Im Rahmen der Diskussion sprachen weiter die Ab­
geordneten Stain, Albert, Luft, Drechsel, Dr. Schedl, 
Bantele und Ospald. Zum Teil handelte. es sich 
dabei um Abänderungsanträge, die sachlich jedoch 
keine neuen Gesichtspunkte erbrachten, sowie um 
redaktionelle Änderungen, zum Teil um die Strei­
chung einiger Ziffern in dem Abänderungsantrag 
Greib, der schließlich folgende Fassung erhielt: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zum 
Schutze und zur Sicherung der inneren Ord­
nung des Handels und Gewerbes beim Bund 
dahin zu wirken, daß 

1. in einem zu erlassenden Gesetz für den 
Einzelhandel die Sach- und Fachkunde und 
der Nachweis der persönlichen Zuverlässig­
keit gefordert werden, 

2. die obligatorischen Einigungsämter als Selbst­
verwaltungseinrichtung auf Grund des§ 27 a 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wett­
bewerb sofort wiederhergestellt werden, 

3. bei der künftigen Steuerreform Bestimmun­
gen eingebaut werden, die den Klein- und 
Mittelbetrieben die Bildung von Eigenkapi­
tal ermöglichen und die derzeitige Benach­
teiligung der Familienbetriebe beseitigen. 

Dieser Antrag, der den auf Beilage 3963 ersetzt, 
wurde mit 16:2 Stimmen angenommen. Ich bitte 
Sie, dem Antrag zuzustimmen. 

Präs,ident Dr. Hundhammer: Als Redner ist ~e­
me1det der Heirr Abgeordnete Sta•in; ich erteile 
ihm das Wort. 

Stain '(iBHE): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Die ganze Materie war immerhin einige 
Monate auf der T,a,g,esordnung des Wirtschaftsraus­
schusses g•estandren, und •es wurde sehr iheiß um 
die ·einzelnen Punkte gekämpft. In der Ber·icht­
erstattung ist auch nicht umsonst ·erwähnt wor­
den, daß die ursprünghch in dem Animag verlangte 
Bedürfnisprüfung inzwischen vom Einzelihandels­
'verband auf Grund e1gener E•rkenntnis wieder 
fallengelassen wur·de. 

Immerhin rbirgt der Antrag, wie er momentan 
vorliegt, noch •einige iPunkte, die man näher be­
leuchten muß und die meines E-rachtens nicht in 
den Antrag gehören, wenn man :sich ürbe:rih.aupt 
drazu entschließt, einem de:riartigen Antmg statt­
zug,eben. Es wird da:rin von Sachkunde g.esprochen. 
Darüber wird ,es wofhl im großen und g1anzen keine 
Auseinandersetzungen :geben. „Sachkunde" besagt 
nach der T·erminologie, die der Einzelhandelsver­
band und die Wirtschaft aufg•estellt hat, d1aß der 

Mann, der ·einen minzelhandelsbetiri1erb <betreiben 
wi.11, •a>usgebildeter KJaufmann sein muß. 

Aber auch der Begriff „Fachkunde" würde viel­
leicht keine Diskussion .auslösen, wenn uns nicht 
'ein '.Dext vorHe,gen würde, nämlich der T1ext 'eines 
Gesetzentwurfs, der .auf V:enan1assung des Bunde:s­
einz1eDhandelsveribands im Bundestag eingebrracht 
wurde. Als Anlage zu diesem Gesetzentwurf finden 
wir eine Liste der Warenkategorien. ürbeIT: dies•e 
Liste hat sich .auch schon de•r Herr Bundeswirt­
schaftsminister nr. E:rihard .ausgielrassen, wobei er 
das •bel!'ülhmte Wort von den „Rollmöpsen" .aus­
sprach. Wir ihahen •aber 1auch in der ges•amten 
Wi'rtschaftspr·esse Stimmen :g,erg,en diese List·e ge­
funden. Ich 'er,innere .an ArtiJk:el in der „ Wirt­
schaftszeitung", der „Deutschen Zeitung". Auch in 
der „Zeit" lh!abe ich seih!!' 'ernste Stimmen dagegen 
gelesen. W:i!r finden ihrer, daß deT Eirrzel(handel 
praktisch d.n 32 Sparten •aufgelöst wird. „F.ach­
kunde" soll •also heißen, daß ·ein !Einzelhänd1er, der 
ein GeschMt übernehmen oder aufbauen will, in 
einem dieser Fächer seine Gelhilfenpriifung .a1bge-
l1egt haben soll. . · 

Wenn auch •dieser WiaTenkatalog inzwischen zu­
rückgezogen w.uTide, muß uns immeß'.'lhin sein ein­
maliiges ETScheinen rauf d'1ese Materte .aufmerksam 
m•achen. Wer :sagt uns· denn, wenn w.i•r lheute hiier 
einen Antrag beschHeßen, daß dies•er Wiarenkatalog 
nicht demnächst w.i!eder 1beii den V:erihrandlungen im 
Bundestag .auf.taucht? Wi!r finden zum Beispiel, 
daß Illach dieser Liste Kühlschränke in E1ektro­
füchge:schäfte ,ge!hören. Darüber mag es keine Aus­
einandernetzung,en gerben. Wenn rS:i!e arber heute in 
Geschäften neu •auf den Markt komme:rude Artikel 
suchen, dann w1eTden S1e finden, diaß •es mit vollem 
Recht ,auch in 'Efaushal1Jsrq,rt•iJke1g.eschäften Kühl.an­
lagen giibt, während siie in dieser Liste ,eindeutig 
ibeim EI<ektrofachrhandel .auf:gdührt sind. Denken 
Sle zum Beispi!el .auch .an etwas, w1a:.s rheute vor 
aUem .auf dem jlrachen Lande seinen Einzug hält, 
dte Propanlh·erde. Dtese sind erstens ·einmal in die­
ser Liste überihaupt nicht eniihalten, weil sie ein 
g,anz neuer Artikel sind. We1r soll nun das Gas für 
die Heizung dteser Herde fü!hren? Wir finden dr•au­
ßen Kohlenhändler, Ha>ushaltsgeschäfte und Instal­
liationsgreschäfte, d:i!e Propangas führen. Es hat sich 
anscheinend noch nd.cht lb:erau:skristallis1ert welche 
Handelssparte 1am besiten dazu geeignet i~t; •aber 
j•ede der Handelssparten, dte ·bis jetzt diesen Ar­
tikel führen, dürfte in ilrgendeiner Form die Be­
rechtigung dazu haben und muß sich eben durch 
Kur:se 'bei den betreffenden Firmen ·die dazu e•r­
forderliche F1achku!l1:de nachihofon. Tut sie das nicht. 
dann ist ste nicht in der L•age, konkurrenzfähig 
aufzutreten, und wilDd •auch keinen einzigen an­
geschlossenen Herd abgenommen bekommen. 

So ·müssen wir nun tl.n der Entwicklung imme'r 
weiter r,echnen. Wir müssen rechnen, daß immer 
wieder 'l'l!e'l.Ve Artikel .auf den Marikt kommen. Wenn 
wir uns dann .auf ·einen eng rbegirenzten Begriff 
„Fachkunde" festliegen, so leg,en wir uns · frürher 
oder später - wenn dies1e Liste, wi•e si:e von der 
CDU im Bundestag eirug,erbriacht würde, noch in 
Geltung ist - auf •eine Li:srte fost, die jeden Fort-
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schritt !hemmen muß. Ich glauibe, rdaß die F.ach­
kunde entweder aus dem Antriag hell'.ausgehört oder 
daß wir uns gründlich üibedegen müssen, ob wir 
überhaupt solch'e Anträge im Parlament zur Be­
willigung vorlegen sollen. Wir haben :auf dem 
Lande di:e Gemischtwarenhandlungen. Wie will 
man die Fachkunde fÜll' die Gemischtw.aren!handlun­
gen heute "nachweisen, wenn man s1ich hieT spezia­
lisiert? Auf dem Lande ist es nicht anders mög­
lich. Wenn 1ab:err d:iJe Gemischtwar.enihandlungen, 
also diie kleinen :F1amilierubetri1ebe, verschwinden, 
dann tr.eten die großen ~achgeschäfte die Nach­
folg.e an, rdie 1es sich leisten können, i!hr Personal 
so ausz·ubi1den, daß es den ges•etzlichen Bestim­
mung1en geil'echt wi11d. Es werridien also „die Kupsch" 
und wie sd!e .aUe iheißen, i!hr·e Filialen .auf das 
kleins·t·e Dorf ver1eg1en und die kleinen F·amilien­
hetri:ebe werden ·vierschwinden. 

·(Abg. •Dr. Strosche: So :ist •es!) 

Wenn m•acn ursprünglich davon .ausging, einen 
Schutz :gieigen die Großkaufhä'USell', Monopolge­
schäfte usw .. aufzuni.chten, so glaube ä.ch, g·eht mit 
del!'artig•en !Beschlüssen der Schuß nach hinten los. 
Ich möchte das nicht 1als meine ·eigenie Meinung 
bring.en, sondern berufe mich auf den 5. Arbeits­
bericht der Hauptgemeinschaft des Deutschen Ein­
zelhandels. In diesem 5. Bericht der .Airbeitsg.e­
meinschaft heißt es· über den Kaufmannsberuf: 

„We·r diesen lßeruf wählt und ihn ausüben 
will, soll, wie in j1ed!em andell'en Beruf, gewisse 
Mindestvoraussetzung·en ·erfüllen, worunter 
der Einzelhandel pell'sönliche Zuv·erlässiglmit 
und Sachkunde v·erstelh t." 

In diesem Bericht !ist vön Fiachikunde kein Wort 
enthalten. Es !heißt an .anderier StelLe: 

„Die Eirubringung reines Gesetziesvoirsch1ags 

- ·eben zur Rieg1elung der Vierihältniss1e d.m Einzel­
handel -

ist j1erdoch ell'st nach Inkrafttr·eten des General­
vertrags möglich, rder die Gesetzgebungsbefug­
nisse auf dies·em Gebiet den deutschen P.~rla­
men ten üherwagen soll." 

Haben wir 1es. notwendig, wir, die wir im Baye­
r.ischen Landtag 'ein solches Gesetz g.ar nicht ver­
aibschi!eden. können, nun an den Bund 'eine .&dresse 
zu richten, deT nach den .gesetzlichen Bestimmungen 
gar nicht in ider La.ge ist, sich heute schon mit 
dieser Materie zu befassen, weil ibekanntlich der 
Generialvertr.ag noch nicht !l)echtswirks1am gewor­
den dst? Ich glaube, ·es ist überflüssig, daß wir uns 
mit •einer Materte befassen, die wir selber nicht 
Ziur V:e:m1bschtedung bringen können. Wir müssen 
es schon den iPa.'1'.'lamentadern des neuen Bundes­
tags überlassen, nach 1eingehenden Beriatungen der 
Vorl.ag·e und 111ach Vier.abschfoduIJJg des Genernlver­
trags, der uns die gesetzlichen Möglichkeiten dazu 
erst gfüt, noch einmal ~n diie Mater1e hineinzu­
steigen. 

Auße1ridem g1aube ich, daß man di!e Berufsord­
nung einer immerhin seib.r umfangr1eichen Berufs-

sparte nicht d.n einem Länderparlament mit einigen 
wenigen Wirtschafts.ausschußsitzung1en so tiefschür­
fend heihandieln kann, daß man sd.ch nun auf Jahr­
z·eihnbe lhinaus :flestleigt. Es muß sich 1ein Fachaus­
schuß des Bundestags, der dafür zusitändig ist, da­
mit ibe:Eassen. 

Ich hätte 1gern einen AJbänderungsantrag einge­
bracht, aber wenn man di!e F1achkunde und außer­
dem den immerhin bedenklichen .Satz des N'ach­
weises der persönlichen Zuv·erlässigkeit wegläßt, 
der meines E•rach tens dort, wo es sich nicht um 
Sta.atsgielder und Kr·editg.eLder handelt, einen Ein­
griff 'in die Privatsphäre darstellt, dann ist der 
g.anZie Ant11ag im Sinne der Ant:riaigstelLer wertlos 
.g1ewo:rden. iMir bleibt also nichts ancieres übrig, als 
Sie zu bitten, wen:n Sie meiner Meinung sind, 
:diesen Arutrag :a:bzu1ehnen. 

'(Beifall 1beim BRE und ibei der FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Red­
ner der Abgeordnete Dr. Bungartz. 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Mein Herr Vorredner hat Ihnen 
am einzelnen Beispiel gezeigt, daß ein Gesetz, das 
die Forderungen erfüllt, die in dem Antrag ent­
halten sind, unmöglich ·zu schaffen ist, beziehungs­
weise die persönliche Freiheit zu weit einengen 
würde. Er hat auch ganz richtig hervorgehoben, 
daß es Sache des Bundes ist, derartige Gesetze zu 
erlassen. Diese Anträge, wie sie hei uns im Baye­
rischen Landtag immer wieder vorkommen: „Die 
Regierung möge beim Bund darauf hinwirken", 
sind Anträge, die keine große Bedeutung haben. 
Aber das Abstimmungsergebnis zeigt doch sö un­
gefähr die innere Haltung derjenigen, die bei 
einem solchen Antrag dafür oder dagegen stim­
men. 

Um was handelt ·es sich eigentlich b_ei diesem 
Antrag? Wir haben im Wirtschaftsrat und im 
Bundestag. immer wieder die Diskussion über die 
Frage der 'Sachkunde und Fachkunde und der per­
sönlichen Zuverlässigkeit geführt. Was steckt denn 
dahinter? Gar nichts anderes, als daß ein enger 
Kreis von Int•eressenten in diesem Fall einen Pro­
tektionismus für sich aufrichten will, einen neuen 
numerus clausus. Darum handelt es sich. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Wir sehen doch immer wieder, daß es Interessen­
tenkreise gibt, und ·zwar nicht nur beim Einzel­
handel, sonder auch in der Industrie und in der 
Landwirtschaft, die auf solchen Umwegen ver­
suchen, die noch gar nicht richtig in Gang gesetzte 
Marktwirtschaft wieder abz;uschaffen und an ihre 
Stelle den Protektionismus zu setzen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Die Industrie hat 
bis zu 60 Prozent Zölle!) 

Ich bin ja gegen diese - -

(Abg. Dr. Baumgartner: Man soll nicht 
immer die Landwirtschaft allein nennen!) 

- Ich habe gesagt: Industrie und Landwirtschaft. 
Beide sind gleich schuld. - Es liegt hier ein pro-
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tektionistischer Antrag vor. Was soll mit dieser 
Abstimmung erreicht werden? Man will wieder 
einen Protektionismus zugunsten ganz bestimmter 
Interessengruppen einführen. Man will sogar in 
Form der persönlichen Zuverlässigkeit einen nu­
merus clausus aufrichten, um einen Protektionis­
mus zu erhalten. Was bedeutet ein solcher Pro­
tektionismus? Er bedeutet doch nur die Erhöhung 
der Handelsspannen, die Erhöhung der Preise 
durch Ausschaltung der Konkurrenz. Wer hat es zu 
zahlen? Der Konsument. 

(Abg. Dr. Strosche: Richtig!) 

Wir haben es in München bei den Streitereien mit 
der Firma Brenninkmeyer gesehen, daß sich eine 
ganz bestimmte Gruppe aus Konkurrenzangst hin­
ter soziale Momente verschanzt, um zu erreichen, 
daß die Geschäfte dann geschlossen werden, wenn 
der Kunde kaufen kann. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Das wurde doch da gefordert; denn unsere Leute, 
die in der Industrie und sonstwie auf dem Lande 
tätig sind, können nur am Samstagnachmittag ein­
kaufen, solange wir noch am Samstagvormittag 
arbeiten müssen, solange wir 48 Stunden Arbeits­
zeit haben. 

. (Zuruf von der SPD: Also 40-Stunden-
woche!) 

- Auch ich bin dafür. Sefüstverständlich: 40-Stun.:. 
denwoche! Dann kann man am Samstagnachmittag 
die Geschäfte schließen. In diesem Falle aber 
steckte man sich wieder aus protektionistischen 
Gründen, aus Angst vor dem Wettbewerb hinter 
angeblich soziale Maßnahmen, um den Wettbewerb 
auszuschalten .. Ich habe dabei nur vermißt, daß 
man nicht forderte, es müßten an den Samstag­
nachmittagen auch die Vergnügungsetablissements, 
die Kinos und Theater geschlossen sein, denn deren 
Angestellte haben dieselben sozialen Ansprüche 
wie die im Einzelhandel Tätigen. Bei einer solchen 
Beschränkung der Verkaufszeiten wundert sich der 
Einzelhandel noch, daß dann Warenhäuser gebil­
det werden, in denen die Käufer die Möglichkeit 
haben, in einer halben Stunde am Abend noch 
schnell sämtliche Waren auszuwählen, anstatt von 
Fachgeschäft zu Fachgeschäft eilen zu müssen. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Mit solchen. protektionistischen Methoden versucht 
man immer wieder den Wettbewerb auszuschalten, 
um auf seiner ererbten Pfründe sitzenzubleiben. 
Ich bitte diejenigen, die- an der Marktwirtschaft im 
Interesse des. Konsumenten festhalten wollen, den 
Antrag, wie er uns vorgelegt ist, abzulehnen. 

(Beifall beim BHE und bei der FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner folgt der 
Herr Abgeordnete Albert. 

Albert (SPD): Meine Damen und Herren! Wenn 
ich meine Herren Vorredner richtig verstanden 
habe, dann sind sie der Meinung, daß keine Schritte 
unternommen werden sollen, um die schrankenlose 

Gewe1·befreiheit in etwa zu ordnen. Ich glaube aber, 
daß es keine Freiheit ohne Ordnung geben kann, 
und mehr will dieser Antrag nicht erreichen. Frei­
lich kommen wir mit diesem Antrag reichlich 
spät. Über ein halbes Jahr haben wir uns mit dieser 
Materie beschäftigt. Durch die Initiative der Christ­
lich-Demokratischen Union und der Christlich­
Sozialen Union erhielt der Bundestag in der Zwi­
schenzeit einen Initiativgesetzentwurf vorgelegt, der 
auch hier zur Diskussion stand. 

Herr Kollege Stain hat, glaube ich, nicht klar ge­
nug herausgestellt, daß Herr Kollege -Greib, der ja 
heute leider nicht anwesend sein kann, der aber 
Vorstandsmitglied des Landesverbandes des Einzel­
handels ist, bereits ausdrücklich darauf hingewiesen 
hat, der Katalog, von dem Herr Kollege Stain 
sprach, sei schon in der Versenkung verschwunden. 
Wir sind uns darüber klar, daß der Katalog in die- 9 

ser Form nicht beibehalten werden kann. Diese 
Dinge sind ja gar nicht so neu und Herr Kollege 
Greib hat auf eine Frage im Wirtschaftsausschuß 
erklärt, daß die sogenannten Gemischtwarenhand­
lungen auf dem flachen Lande schon früher diesen 
Beschränkungen nicht in dem Maße unterworfen 
waren wie die Fachgeschäfte in der Stadt, und daß 
auch in diesem Falle nicht daran gedacht wäre, 
solche Einschränkungen vorzunehmen. 

Jedenfalls darf ich für meine Fraktion darauf hin­
weisen, daß schon am 15. Mai 1952 Besprechungen 
zwischen der Hauptgemeinschaft des Deutschen 
Einzelhandels und der Bundestagsfraktion meiner 
Partei stattgefunden haben. Dabei wurO.en im Prin­
zip folgende Fragen behandelt: Eine Einigung 
wurde dahin erzielt, daß ein Übergangsgesetz zu. 1 

einer Bentfsordnung geschaffen werden soll, in der 
Sach- und Fachkunde gefordert wird. Man hat sich 
auf die Wiedereinführung der obligatorischen Eini­
gungsämter geeinigt und darüber, .daß der Werk-, 
Behörden- und Belegschaftshandel beseitigt werden 
soll. Einigung wurde auch erzielt über die Frage der 
Aufnahme einer Bestimmung über die Erhaltung 
und Förderung des· selbständigen Mittelstandes in 
das Grundgesetz,1 wie sie die bayerische Verfassung 
enthält. Man hat sich darüber geeinigt, daß die 
Steuergesetzgebung, insbesondere die der Ein­
kommensteuer, zugunsten der mittelständischen 
Kreise verbessert werden soll und darüber, daß 
Bürgschaftseinrichtungen des Einzelhandels durch 
Rückbürgschaften des Bundes und der Länder zu 
schaffen sind. 

Meine Fraktion im Bayerischen Landtag kann 
deshalb dem vorliegenden Antrag in allen seinen 
Teilen unbedenklich zustimmen. Wir wissen ja, daß 
gerade in diesem Lande, mehr als in jedem anderen, 
die Krise des mittelständischen Einzelhandels For­
men angenommen hat, die unerträglich geworden 
sind. Die Übersetzung gegenüber dem Jahr 1939 
beträgt !?7 Prozent bei einer Bevölkerungszunahme 
von nur 29,7 Prozent. Die Tatsache, die wir kürzlich 
durch eine Mitteilung des Statistischen Landesamtes 
erfahren konnten, daß das Sozialprodukt in.Baye:m 
um 25 Prozent niedriger liegt als in Nordrhein-

. Westfalen, müßte uns schließlich in diesem Zusam­
menhang auch zu denken geben. Die Tatsache eines 
niedrigeren Sozialproduktes und einer Übersetzung, 
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die gegenüber dem Land Nordrhein-Westfalen wie­
derum unvergleichlich ist - Nordrhein-Westfalen 
hat gegenüber 1939 eine Abnahme seiner Einzel­
handelsgeschäfte zu verzeichnen -, veranlaßt uns, 
diesen Maßnahmen zunächst zuzustimmen. Wir sind 
uns aber auch darüber klar, daß die Lage des Mittel­
standes selbst durch diese Maßnahmen noch nicht 
entscheidend gebessert werden kann. Wi,r wissen, 
daß im Mittelstand Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, die den Überhang an Einzelhandelsgeschäf­
ten verringern, aber auch, daß eine Stärkung der 
Kaufkraft herbeigeführt werden muß. In diesem 
Sinne wird meine Fraktion dem Antrag zustimmen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sie sind aber sehr 
weit vom Programm der S:PD abgewichen. 

• Lesen SieihrProgramm einmal genau durch!). 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner folgt der 
Herr Abgeordnete Schmid. 

Schmid (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich halte es für notwendig, zu diesem An­
trag doch noch ein paar Worte zu sagen. Mir scheint, 
die Beurteilung des Antrags erfolgt von verschiede­
nen Gesichtspunkten. Es kommt ganz darauf an, wo 
der einzelne steht. Wenn ich den Antrag aber vom 
Mittelstand, vom Einzelhandel aus betrachte, so hat 
er ein anderes Gesicht. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist verständlich!) 

Was will nun der Antrag? Er will weiter gar 
nichts, als die Auswüchse ausmerzen, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

die wir in den letzten Jahren nach dem Zusammen­
bruch geradezu in einer überfülle feststellen muß­
ten, zum Schaden des Handels und zum Schaden des 
Konsumenten. 

(Abg. Simmel: Polizeistaat!) 

Wenn der Antrag die Fachkunde verlangt, so ist 
es doch eine alte Binsenwahrheit, daß dann, wenn 
jemand eine selbständige Existenz gründet, keine 
Sicherheit dahinter steht. Es steht meinetwegen 
keine Rente oder sonstige Sicherheit in finanzieller 
Beziehung dahinter, sondern der Betreffende ist 
allein auf sein Können und seine Arbeit angewiesen. 
Der Antrag will nun erreichen, daß im Interesse des 
Konsumenten - das ist ja derjenige, der in diesem 
Fall die Zeche bezahlen muß - der Einzelhandel 
wieder in eine Form gebracht wird, wie sie natür­
licherweise verlangt werden kann. Wer ein Geschäft 
betreibt, dessen Aufgabe ist der Dienst am Kunden, 
wenn er auch dabei seine Existenz erhalten muß. 

Die einzelnen Absätze des Ausschußantrags sind 
doch so gehalten, daß man wahrhaftig keine Angst 
zu haben braucht, es werde eine Beengung des 
:Einzelhandels eintreten. Diese wird absolut nicht 
eintreten. In der Aussprache des Wirtschaftsaus­
schusses wurde ja zum wiederholten Male klar her­
ausgestellt, was der Sinn und Zweck des Antrc,tgs ist. 
Nach meiner Meinung bedarf es wahrhaftig nicht 
vieler Worte, um dem Antrag die Annahme durch 
das Hohe Haus zu verschaffen. Es wird ja auch im 

Bund in dieser Hinsicht gearbeitet, und die zu­
ständigen Organisationen stehen in enger Fühlung­
nahme mit dem Wirtschaftsministerium. 

Ich bitte Sie also dringend, dem Antrag zuzustim­
men, wie er im Ausschuß erarbeitet worden ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es sind noch weitere 
vier Redner gemeldet. Ich bitte, damit einverstanden 
zu sein, daß ich die Redner liste schließe .. - Dagegen 
erhebt sich keine Erinnerung. 

Als nächster Redner erhält das Wort der Herr 
Abgeordnete Stain. 

Stain (BHE): Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Albert warf mir mehr oder . weniger vor 

. (Abg. Albert: Ohne böse Absicht!) 

- das weiß ich -, daß ich in meinen Ausführungen 
praktisch einem Handel oder Gewerbe ohne Ord­
nung das Wort rede. Nun, ganz so ist es nicht. Daß 
es ohne Ordnung nicht abgeht, das, glaube ich, wis­
sen wir alle. Daß man aber die Ordnung, die nun 
einmal vom Bundestag verabschiedet werden muß, 
nicht im Bayerischen Landtag so wenig gründlich 
behandeln kann, um dann dem Bundestag Vor­
schriften zu machen, darüber könnten wir einig sein. 

Was soll nun diese Berufsordnung überhaupt ent­
halten? Für primär bei einer ~erufsordnung halte 
ich die Ausbildung des Nachwuchses,.._ der Jugend, 
also die Lehrlingsfrage. Freilich hat die Gewerbe­
freiheit der Amerikai;i.er den Fortfall gewisser Be-

. stimmungen gebracht, so daß die Meisterprüfung 
nicht unbedingt notwendig ist, um einen Betrieb zu 
führen und einen Beruf auszuüben. Aber auch heute 
noch kann keiner Lehrlinge ausbilden, der nicht 
Meister ist. Diese Bestimmungen haben wir immer 
noch in Deutschland, und ich glaube, das ist die 
wichtigste Bestimmung. Ich bin vollkommen dafür, 
daß man diese Bestimmungen in verstärktem Maß 
wieder einführt; denn wir müssen nun einmal für 
die Ausbildung unserer Jugend etwas Richtiges tun. 

(Abg. Stock: Sehr richtig!) 

Aber nun muß ich Sie fragen: Wo ist die Lehrlings­
ausbildung am meisten gewährleistet? Ist sie in 
einem kleinen Betrieb mit einer umfangreichen 
Tätigkeit mehr gewährleistet als beispielsweise in 
einem größeren Betrieb, wo der Lehrling ein paar 
Jahre an einem Verkaufsstand steht und sich ledig­
lich mit einem Teil der Waren beschäftigt? Ich 
glaube, die umfangreiche Ausbildung, wie wir sie 
gerade in den Kleinbetrieben gehabt haben, ist noch 
immer die beste gewesen. Dazu gehört die Fortbil­
dungsschule, die Berufsschule. Es kommt also darauf 
an, diese Atmosphäre für die Lehrlingsausbildung 
möglichst wieder zu schaffen. Ich glaube aber, daß 
wir diese Atmosphäre verlieren, wenn wir derartige 
Anträge annehmen, die noch nicht ganz reif sind, so 
daß sie vielleicht doch Unheil anrichten könnten. 

Was nun die Fachkunde betrifft, so darf ich einen 
Absatz aus dem § 1 der Gesetzesvorlage im Bundes­
tag zur Verlesung bringen. Darin heißt es: „Die Er'­
laubnis wird für den erlernten Warenkreis oder 
im Antrag bestimmten Kreis von Waren erteilt." 
Man hat wohl, wie der Herr Kollege Greib im Wirt-

. ··--·· -------------------------------
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schaftsausschuß sagte und Herr Kollege Albert hier 
wiederholte, die Warenkreiseinteilung fallen lassen. 
Im Gesetzentwurf selbst spricht man aber noch vom 
Warenkreis, so daß, auch wenn der Gesetzgeber die 
Warenkreiseinteilung hat fallen lassen, eines Tages 
die Ministerialbürokratie im Verordnungsweg die 
Warenkreiseinteilung wieder aufleben lassen wird. 
Ob die Nichtfachleute in der Ministerialbürokratie 
-denn sie kommen nicht aus den Handelsberufen­
die bessere Warenkreiseinteilung finden werden, 
wollen wir dahingestellt sein lassen. Man soll nicht 
mit dem Feuer spielen; hier aber wird meines Er­
achtens mit dem Feuer gespielt, denn vorläufig ist 
das, was uns vorliegt, ein Gesetzentwurf. Die Aus­
schüsse des Bundestags werden sich in der kommen­
den Periode hinreichend mit diesem Thema befas­
sen. Ich glaube, wir sollten vorläufig hier nicht etwas 
vorexerzieren, was nachher im Bundestag sowieso 
ganz anders ausfällt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner folgt der 
Herr Abgeordnete Ospald. 

Ospald (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meinem geschätzten Vorredner, dem Herrn 
Kollegen Stain, möchte ich sagen, daß wir über­
haupt nicht gern exerzieren. 

(Zuruf von der Mitte: Sehr geistreich! - Abg. 
Stain: Bei „marschierfähig" ist es dasselbe!) 

Wir wollen in Bayern keine Berufsordnung als 
Gesetz erlassen. DerAntrag lautet ja, daß die Staats­
regierung im Sinne des Antrags beim Bund als 
solchem vorstellig werden soll. Keineswegs ist es 
so, daß wir uns um die Materie der Berufsordnung 
besondere Sorgen machen müßten. Dann wäre ich 
allerdings auch der Auffassung, daß wir die Frage 
intensiver behandeln müßten. Aber es handelt sich 
nur um einige Gesichtspunkte, die herangetragen 
werden und der Staatsregierung bei ihren Verhand­
lungen über diese Fragen mit dem Bundesrat dienen 
sollen. 

Ich möchte noch einiges richtig stellen. Dem Herrn· 
Kollegen Dr. Baumgartner - er ist im Augenblick 
weggegangen -, den ich sonst sehr schätze, weil er 
unser Parteiprogramm sehr aufmerksam gelesen 
hat, 

(Heiterkeit) 

möchte ich sagen, daß er anscheinend doch etwas 
vergessen hat. Er muß es gelegentlich einmal nach­
lesen. Es heißt nämlich in unserem Aktionspro­
gramm, das er einmal triumphierend im Landtag 
vorzeigte: „Die Sozialdemokratische Partei Deutsch­
la;nds erstrebt mit ihrer Wirtschaftspolitik die wirt­
schaftliche Befreiung der Persönlichkeit." Dann 
kommt das, wovon Herr Kollege Dr. Baumgartner 
glaubt, daß es uns wieder sehr entfernt hätte: 
„Darum ist freiheitlicher Sozialismus das Programm 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten, der geisti­
gen Berufe u n d des Mittelstandes, der Bauern und 
aller Menschen überhaupt, die vom Ertrag ihrer 
Arbeit leben.". · 

(Abg. Dr. Strosche: „Aller Menschen über­
haupt"! Großartig! - Heiterkeit) 

- Ich freue mich, daß im Hause Übereinstimmung 
darüber herrscht, daß wir recht haben. 

(Erneute Heiterkeit) 
- Das ist richtig. 

Aber nun zum vorliegenden: Antrag. Daß die 
Freiheit im Handel nicht schrankenlos sein kann, 
ich glaube, darüber stimmen wir überein. Eine Be­
rufsordnung wird erforderlich sein, weil wir Aus­
wüchse erlebt haben -wie der Herr Kollege Schmid 
richtig· sagte -, die unter keinen Umständen ge­
duldet werden können. Der Einzelhandel als solcher 
hat auch ein Stück Verantwortung zu tragen, näm­
lich in der Versorgung seiner Kunden. 

Ich darf auch von der Ebene der Kommunen aus, 
des Stadt- und Gemeindeparlaments, sprechen und 
darauf hinweisen, daß auch von der Kommunalpoli­
tik aus gesehen das größte Interesse daran besteht, 
möglichst vertrauenswürdige, leistungsfähige Be­
triebe, die ihre Gewerbesteuer bezahlen, nicht solche, 
die dauernd irgendwelche Stundungsanträge stellen 
oder sonst etwas machen - von den sozialen Ver­
pflichtungen ganz abgesehen. Warum mein Kollege 
Stain dagegen ist, glaube ich zu wissen. Er meint, 
daß dann die Heimatvertriebenen ausgeschaltet wer­
den könnten. 

(Abg. Stain: Alle neu Hinzukommenden!) 
Ich bin selbst Heimatvertriebener. Nach meiner 
Überzeugung hat sich bisher - .trotz einiger un­
angenehm~r Dinge; das gebe ich zu - gezeigt, daß 
es letzten Endes doch möglich ·war, den Kaufmann 
oder Handwerker in eine entsprechende Stellung zu 
bringen und ihm zu einer Existenz in seinem Beruf 
zu verhelfen. Das möchte ich ein für allemal sagen. 
Ein Einwand in dieser Richtung scheint mir absolut 
nicht stichhaltig für eine Ablehnung zu sein .. 

Der Herr Kollege Albert hat schon darauf hinge­
wiesen, daß die Tabelle fallen gelassen wurde. Die 
Sach- und Fachkunde sind die beiden umstrittenen 
Probleme. Zur Sachkunde im allgemeinen gehören 
die kaufmännischen Ken:p.tnisse. Wir verlangen und 
der Antrag verlangt aber bei Gott nicht, daß der 
Gemischtwarenhändler ausgesprochene Fachkunde 
iri seinen 34 oder 76 Artikeln hat, die er führt. 

(Abg. Hadasch: Wo steht das?) 
- Das war früher nicht in der Verordnung und 
kommt auch jetzt nicht hinein. 

Sie müssen eines zugeben: Die schrankenlose Ge­
werbefreiheit und Handlungsfreiheit ist sozialpoli­
tisch und von der kommunalpolitischen Ebene aus 
absolut nicht zu vertreten. Dabei bin ich durchaus 
der Meinung, daß man hier keine engen und starren 
Grenzen setzen sollte. Deshalb, glaube ich, können 
wir dem Antrag, wie er dem Hohen Hause vorliegt, 
zustimmen; denn er beauftragt nur die Staats­
regierung, in Bonn diese Gesichtspunkte bei der zu 
schaffenden Berufsordnung zu vertreten. Ich glaube, 
auch meine sehr verehrten Kollegen vom EHE kön­
nen das ohne weiteres machen. 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr interessant, was Sie 
· hier heute erzählen!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Redner ist 
der Herr Abgeordnete Bezold. 

B.ezold (FDP): - Ich verzichte. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Dann hat das Wort 
der Herr Abgeordnete Dr. Sturm. 

Dr. Sturm (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich bin kein Anhänger ·einer auch 
nur irgendwie gearteten Planwirtschaft. Dieser 
Vorwurf ist mir in diesem Hohen Haus schon 
mehrmals gemacht worden, und infolge meines 
Eintretens für den Einzelhandel. Schon auf Grund 
meines Berufes bin ich überzeugter Anhänger de1· 
sozialen Marktwirtschaft und bekenne ich mich 
als solchen. Wenn meine Partei seit Monaten für 
die Belange des Einzelhandels eintritt, dann tut 
sie das nur deshalb, weil wir wissen. wie es tat­
sächlich um den Einzelhandel ·bestellt ist. 

Schon Herr Kollege Albert hat ausgeführt, daß 
der Einzelhandel in Bayern seit 1939 um 57 oder 
58 Prozent zugenommen hat - bei einem Bundes­
durchschnitt von 18,2 Prozent! Wir wissen außer­
dem, und zwar aus Kreisen des Einzelhandels 
selbst, welche Elemente seit 1945 in den Einzel­
handel hineingekommen sind, Leute; die, wie man 
mir wortwörtlich sagte, keine Ahnung von Tuten 
und Blasen haben. 

Es handelt sich absolut nicht um protektioni­
stische Maßnahmen, wie der Herr Kollege Dr. Bun­
gartz uns beziehungsweise dem Antragsteller vor­
geworfen hat. Vielmehr geht es um eine Maß­
nahme, die aus der Not des Einzelhandels geboren 
ist. Mehr bezweckt der Antrag nicht. Ich glaube, 
daß man hier von Protektionismus nicht sprechen 
kann. Ich verweise auf den bekannten Schweizer 
Nationalökonomen Dr. Roepke, der Maßnahmen, 
die durch Auswüchse und Ausartung notwendig 
geworden sind, sehr wohl für vereinbar hält mit 
der sozialen Marktwirtschaft. Wir sind in der Ver­
gangenheit noch weiter gegangen und haben als 
unerläßlich auch die Bedürfnisprüfung einbauen 
wollen, weil, wenn irgendwo eine Überfüllung vor­
liegt, diese nicht anders beseitigt werden kann als 
durch ,gewisse Ein- und Beschränkungen. Der Ver­
such, dem Einzelhandel in seiner großen Notlage 
zu helfen, muß auf jeden Fall unternommen wer­
den. Die Existenz von 500 000 im Einzelhandel 
tätigen Personen und die Erhaltung volkswirt­
schaftlicher Werte erfordern dies, und demgegen­
über müssen alle etwa entgegenstehenden Beden­
ken zurücktreten. Der bayerische Einzelhandel soll 
wissen, daß der Bayerische Landtag Verständnis 
hat für seine Notlage und genügend Verantwor­
tungsgefühl und Hiifsbereitschaft besitzt. Ich bitte 
daher dringend, dem A:ntrag zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Mir wird soeben ein Antrag über­
reicht, in Absatz 1 des Ausschußvorschlages die Sil­
ben „und Fach" zu streichen. Wir stimmen des­
halb über die einzelnen Absätze getrennt ab. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Da muß doch noch­
mals die Debatte eröffnet werden; denn das 

ist doch entscheidend!) 

- Das muß nicht geschehen. Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Wir stimmen zunächst ab über die Einleitung, 
die rein formaler Natur ist. - Dagegen erhebt sich 
keine Erinnerung. 

Ziffer 1 lautet: 

1. in einem zu erlassenden Gesetz für den 
Einzelhandel die Sach- und Fachkunde und 
der Nachweis der persönlichen Zuverläs­
sigkeit gefordert werden, 

Nach dem neuerdings gestellten Antrag soll es 
heißen: 

1. in einem zu er lassenden Gesetz für den 
Einzelhandel die S a c h k u n d e und der 
Nachweis der persönlichen Zuverlässigkeit 
gefordert werden. 

Wer dem Antrag auf Streichung der Worte „und 
Fach" zustimmt, möge sich vom Platz erheben. -­
Ich bitte um die Gegenprobe. - Der .Abänderungs­
antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über den ganzen Antrag 
ab, wenn nicht getr.:ennte Abstimmung über di.e 
einzelnen Absätze gewünscht wird. - Das ist der 
Fall. 
: Wir stimmen also zunächst ab über Ziffer 1, die 
'ich bereits verlesen habe und die nach dem soeben 
'gefaßten Beschluß unverändert ·bleiben soll. Wer 
,die Zustimmung erteilt, wolle sich vom Platz er-

. /heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
: enthaltungen? - Das erste war die Mehrheit. Zif­

,:: fer 1 ist angenommen. 

!..; Wir stimmen ab über Ziffer 2, deren Fassung 
~·;. Ihnen vorliegt. Wer die Zustimmung erteilt, wolle 

sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltungen? - Ziffer 2 ist eben­
falls angenommen. 

Wir stimmen ab über Ziffer 3. Wer die Zu­
stimmung ·erteilt, wolle sich vom Platz erheben. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltun­
gen? __: Ziffer 3 ist gleichfalls angenommen. 

Damit i:st die Beschlußfassung nach dem Wort­
laut / auf Beilage 4254 erfolgt. 

Ich rufe auf: 

Antrag des Abgeordneten Dr. Becher betref­
fend Einleitung von Maßnahmen gegen das 
überhandnehmen der Warenhäuser (Bei­
lage 3542). 

Über die Beratungen des Ausschusses für Wirt­
schaft und Verkehr (Beilage 3976) berichtet der 

_ Herr Abgeordnete Dr. Sturm; i.ch erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Sturm (BP), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Antrag auf Bei­
lage 3542 lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, Maßnah­
men zu ergreifen, die zum Schutz der Klein­
und Mittelbetriebe ein weiteres überhand­
nehmen der Warenhäuser verhindern sollen. 

Aus di,esem Antrag haben sich die diversen An­
träge zugunsten des Einzelhandels entwickelt, die 
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jedoch auf das Problem der Warenhäuser selbst, 
also auf den Kernpunkt des Antrags Dr. Becher, 

. nicht mehr eingegangen sind, was den Antrag­
steller veranlaßte, seinen Antrag in der ursprüng­
lichen Fassung aufrecht zu erhalten. Die Bericht­
erstattung hierüber ist bereits in der Vollsitzung 
vom 26. Februar 1953 sehr ausführlich erfolgt. In 
dieser wurde der Antrag an den Wirtschaftsaus­
schuß zurückverwiesen, der ihn in seiner Sitzung 
am 12. März 1953 ablehnte. Ich verweise auf Bei­
lage 3976. Erneut auf die Tagesordnung. der 
142. Vollsitzung vom 7. Mai 1953 gesetzt, und zwar 
zusammen mit einem Antrag Dr. Sturm, Ban.tele, 
Greib, Albert und Ospald betreffend Einleitung 
von gesetzlichen Maßnahmen hinsichtlich der Neu­
errichtung und Übernahme von Einzelhandelsge­
schäften (Beilage 3963), wurde er abermals an den 
Wirtschaftsausschuß zurückverwiesen, der sich in 
seiner 98. Sitzung am 19. Juni nochmals damit be­
faßte. Berichterstatter war ich, Mitberichterstatter 
der Herr Abgeordnete Greib. Im Hinblick darauf, 
daß der Antrag ·bereits am 12. März 1953 vom 
Ausschuß ·abgelehnt worden war, beantragte ich 
erneut Ablehnung, womit sich auch der Mitbericht­
erstatter einverstanden erklärte. Der Antrag wurde 
dann gegen 1 Stimme bei 2 Stimmenthaltungen 
abgelehnt. Ich bitte, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zum Wort hat sich 
gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Becher; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Becher (fraktionslos): Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Der vorliegende sogenannte 
Warenhausanh'ag, der, wie der Herr Berichterstat­
ter sehr richtig gesagt hat, der ·eigentliche Anlaß 
zu dem soeben verabschiedeten Antrag war, hat 
durch das dauernde Hin und Her und auch durch 
das Referat des Herrn Berichterstatters nicht die 
Klärung gebracht; die meiner Meinung nach die 
Vorbedingung für ihre Entscheidung geben könnte. 
Es ist nämlich nicht wahr, daß der Antrag ur­
sprünglich abgelehnt wurde. Der Antrag wurde 
vielmehr ursprünglich mit einer geringfügigen 
Beifügung, die vom Herrn Kollegen Greib stammte, 
mit Mehrheit angenommen. Dieser Antrag hatte in 
seiner ersten Formulierung folgende Fassung: 

· Die Staatsregierung wird ersucht, Maßnah­
men zu ergreifen, die ·zum Schutz der Klein­
und Mittelbetriebe ein weiteres überhand­
nehmen der Warenhäuser verhindern sollen. 

Ich darf dazu bemerken; daß damit ein Anliegen 
vertreten wurde, das zum mindesten in seinem 
Kern von allen Rednern als richtig anerkannt 
wurde. Ich darf weiter bemerken, daß dieses An­
liegen so gefaßt war, daß die Regierung tatsäch-

. lieh alle Freiheiten hatte, diesem Wunsch, der im 
übrigen auch weitgehend dem Wunsche der Öffent­
lichkeit entspricht, entgegenzukommen. 

Nun ist dieser Antrag seinerzeit mit der Befür­
wortung zur Annahme vor das Plenum gekom­
men. Zur gleichen Zeit haben die Kollegen von 
der SPD einen Antrag eingereicht, den sie. Zusatz-

an.trag nannten, der aber in Wirklichkeit kein Zu­
satzantrag war, weil er mit dem Problem Waren­
haus nichts zu tun hatte. Er beschäftigte sich mit 
den Fragen der Sach,- und Fachkunde und der Zu­
lassung und ist dann im Ausschuß von einem wei­
teren Antrag des Herrn Kollegen Greib überspie!.t 
worden, der in einer Reihe von Punkten - es wer­
den insgesamt 6 oder 7 gewesen sein - das ganze 
Thema der Mittelstandspolitik zur Debatte stellte 
und meiner Meinung nach viel zu weit gegriff~n 
hat, was dann auch zu dem Dilemma führte, daß 
gerade der Punkt herausgerissen wurde, der in 
etwa noch sich mit dem Problem Warenhaus be­
schäftigte, indem er verlangte, daß im Zusammen­
hang mit dem Kartellgesetz .Maßnahmen gegen die 
Warenhäuser ergriffen werden sollten. Wenn ich 
mich recht erinnere, war es der Herr .Abgeordnete 
Drechsel von der SPD, der sehr richtig bemerkte, 
daß ein Kartellgesetz bestenfalls Preisabsprachen 
monopolartiger Werse yerhindern kann, aber nicht 
das überhandnehmen von Großbetrieben und daß 
es besser wäre, in diesem Zusammenhang den 
ursprünglichen Antrag Dr~ Becher anzunehmen. 

Nun kann man sich natürlich, wie das Herr Kol­
lege Dr. Bungartz immer wieder tut, auf den 
Standpunkt stellen, man würde damit nur das An­
liegen einer bestimmten Interessengruppe ver­
treten. Ich selbst gehöre dieser Interessengruppe 
nicht an und bin der Meinung, daß das liberale . 
Schlaraffenland, das Herr Kollege Dr. Bungartz 
immer wieder an die Wand malt, nicht zur Frei­
heit, sondern im Gegenteil zur Unfreiheit führt, 
nämlich zu einem Übermaß von Betrieben und zur 
Kollektivierung, so daß wir als verantwortliche 
Volksvertretung in einem Lande, in dem das Wa­
renhausproblem akut geworden ist, die Pflicht ha­
ben, nicht im Interesse eines Berufsstandes, son­
dern vom Ganzen her gesehen einzuschreiten und 
die Dinge so zu ordnen, daß sowohl der Einzel~ 
handel wie auch die Großbetriebe im Handel, also 
die Warenhäuser ·zu ihrem Recht kommen. 

Der Antrag verlangt ja nicht die Abschaffung 
der Warenhäuser, sondern wendet sich nur gegen 
das überhandnehmen derselben, die, wie Sie alle 
wissen, immerhin eine gewisse Macht hinter sich 
haben, wie uns das ja auch die Vorfälle um den 
Münchener Ladenschluß deutlich vor Augen ge­
führt haben, und die, wie Sie ebenfalls alle wissen, 
auf das flache Land übergreifen und somit eine 
Ausweitung erfahren, die ein soziologisches Pro­
blem aufwerfen, nämlich den Schutz der Familien.­
betriebe a:uch auf dem ·breiten Lande. 

Wenn ich nun die Einstellung des Ausschusses, 
der diese Materie unter dem· Zwang der Zeit ein 
wenig überhudelt hat, auf einen Nenner bringen 
kann, dann war es so, wie der Herr Berichterstat­
ter sagte, daß der Antrag Becher, der ursprüng­
liche Warenhaus-Antrag, abgelehnt wurde, weil er 
eben schon einmal abgelehnt worden war. Das 

· heißt: Wir sind dagegen, weil wir dagegen sind. 
Ich möchte Sie nicht überreden, meine unter ande­
rem auch von dem Herrn Abgeordneten Drechsel 
befürwortete Einstellung anzunehmen, möchte Sie 
aber doch bitten, wenn Sie gegen diesen Waren- · 
haus-Antrag Stellung nehmen, sich der Verantwor-
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tung bewußt zu sein und sich zum mindesten dazu 
zu bequemen, eine logische Begründung für ihre 
Ablehnung zu geben. Ich möchte Sie bitten, soweit 
Sie sich meinen Ausführungen anzuschließen ver­
mögen, diese:t;l Antrag, der die Regierung in keiner 
Weise in einer bestimmten Richtung bindet, ander­
seits aber ein Anliegen betrifft, zu dem von allen 
Fraktionen ja gesagt wurde, nicht abzulehnen, son­
dern anzunehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
Sie haben vorhin in Ihren Ausführungen in bezug 
auf den Herrn Berichterstatter das Wort „unwahr" 
gebraucht. Ich nehme" an, ·daß Sie sagen wollten: 
„unzutreffend". 

ich erteile das Wort dem Herrn .Afögeordnete11 
Sturm. 

Dr. Stu~m (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Herr Dr. Becher hat mir unwahre Be~ 
richterstattung vorgeworfen. Ich verwahre mich 
dagegen und verbitte mir das ein für allemal von 
ihm. 

(Oho-Rure) 

Außerdem· sagten Sie, der Antrag sei i:tn Ausschuß 
:nur deswegen abgelehnt worden, weil er schon 
vorher einmal a:bgelehnt worden war. Sie haben 
damals gegenüber dem Herrn Abgeordneten Luft 
ausdrücklich auf jegliche Aussprache verzichtet und 
haben sich damit einverstanden •erklärt, daß die 
Sache in Anbetracht der Zeitnot schnell über die 
Bühne geht. Der Antrag war ~ ich habe die 
Beilage 3976 leider im Augenblick nicht zur Hand, 
lesen Sie dieselbe aber sefüst nach ~ bereits vor­
her, am 12. März, vom Wirtscha!tsausschuß abge~ 
lehnt worden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Auch hierzu liegen 
noch 4 Wortmeldungen vor. Ich bitte einverstan­
den zu sein, daß wir die Rednerliste schließen. -
Ich stelle Ihre Zustimmung fest. Die Rednerliste 
ist geschlossen. 

Das Wort erhält der Herr .Nbgeordnete Albert. 

Albert (SPD): Meine Damen uncl.. Herren! So 
giftig ist die Situation gar nicht, wie sie jetzt aus­
sieht. Der Herr Kollege Dr. Becher ist nämlich 
einem Irrtum zum Opfer gefallen. Über die Vor­
gäng·e, die er gemeint hat, hat der Herr Kollege 
Dr. Sturm in der letzten Landtagssitzung beriCh- · 
tet. Er hat heute nur darüber zu berichten gehabt, 
was in der letzten Sitzung des Wirtschaftsausschus" 
ses sich vollzogen hat, und das hat er vollkom­
men richtig wiedergegeben. Es ist gar keine Ver­
anlassung, anzunehmen, daß er unwahr berichtet 
hätte, und umgekehrt glaube ich auch, daß der 
Herr Kollege Dr. Becher nur einem Irrtum zum 
Opfer gefallen ist. Aber ich muß dem Herrn Kol­
legen Dr. Becher doch eines sagen: Was wir in 
diesem Zusammenhang in vielen Sitzungen bespro­
chen haben, hängt doch schließlich ursächlich zu­
sammen, und es ist nicht so, daß wir gesagt haben, 
wir sind gegen den Antrag deshalb, weil wir da• 

gegen sind, sondern wir haben uns mit dem An­
trag Dr. Becher sehr eingehend beschäftigt und 
sind schließlich zu dem Ergebnis gekommen, daß 
der Weg, den- Dr. Becher vorgeschlagen hat; nicht 
gangbar ist, weil die bayerische Staatsregierung 
gar keine Möglichkeiten hat, mit einer derartig 
platonischen E:tklih'ung auch Wirklich etwas an­
zufangen. Wir brauchen gesetzliche Grundlagen, 
und diese gesetzlichen Grundlagen kann nur der 
Bund schaffen, und deswegen zielte unser neuer 
Antrag auf den Bund ab. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält der 
Herr Abgeordnete Haußleiter. 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus, meine Da­
men und Herren! Marx, der nach meiner Ansicht 
ein glänzender Analytiker war, auch wenn seine 
Therapie heute durch die Wirklichkeit widerlegt 
ist, hat einmal folgendes festgestellt: Die Zusammen­
ballung wirtschaftlicher Macht in immer weniger 
Händen führt zwangsläufig dazu, daß die wirtschaft­
lichen Einzelexistenzen langsam vernichtet werden 
und der Staat dann gezwungen wird, die zusammen­
geballten wirtschaftlichen Machtfaktoren unter 
seine Kontrolle zu stellen. Das ist eine absolut rich­
tige Bemerkung. Sie besagt, wenn Sie die Theorie 
vom völlig freien Spiel der Kräfte, die hier unser 
Kollege Herr Dr. BuTIJg.artz z.u v•ertTieten pfl.egt, 

(Abg. Dr. Bungartz: Das tue ich gar nicht!) 

bis zu E'nd!e rdenken, dann führt di:eses Sp1el der 
freien Kräfte am Schluß in logischer Konsequenz 
zum Staatskapitalismus, iHie:r:r Kollege·.Dr. Bungartz, 

(Abg. Dr. Bungartz: Sehr richtig! Da haben 
Sie recht! Aber das habe ich nicht getan!) 

in absolut logischer Weise und völlig unausweich­
lich. Ein Symbol dieser Entwicklung sind ohne 
Zweifel die Warenhäuser. Sie sind nicht die stärk­
sten wirtschaftlichen Machtfaktoren, die sich heraus­
bilden; darüber sirid wir uns auch im klaren. Aber. 
sie sind Symbol einer Entwicklung, die zur Ver­
nichtung der Einzelexistenz führt, zur Zusammen­
ballung wirtschaftlicher Macht in immer weniger 
Händen, und die ohne Zweifel in irgendeiner Phase 
den Staat zwingen wird, die so zusammengeballte 
wirtschaftliche Macht unter seine Kontrolle zu 
stellen, wenn wir diesen Ballungsprozeß sich :un~ 
verändert fortsetzen ließen. Deshalb ist hier. eine 
Grundsatzentscheidung zu treffen. Man hat einen . 
Ausweg gewählt, indem man gesagt hat, man muß 
den Einzelhandel schützen. Das ist richtig, aber es 
ist nicht ausreichend. 

Nun hat der Herr Kollege Albert gesagt: Die 
bayerische Staatsregierung hat nicht die Möglich­
keit, ihterseits gesetzliche Maßnahmen zu ergreifen. 
Sie kann aber - und zu den Maßnahmen, die einer 
Staatsregiei'Uhg möglich sind, gehört das auch -
über den Bund und Bundesrat in einer Riehtung hih 
einwirken, die etwa folgendermaßen aussieht. kh 
glaube, wir sind keine Romantiker, und die Ab­
schaffung von Warenhäusern in Großstädtei.1 ist 
unmöglich. Aber der Prozeß, den Wir heute sehen, 
setzt sich in bedenklicher Weise Weiter. Er führt 
zum Bau größer Kaufzentralen auch in den Mittel"' 
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und Kleinstädten und auch dort zur Zerschlagung 
einer gesunden Einzelhandelswirtschaft, die ohne 
Zweifel die natürliche Grundlage unseres wirt­
schaftlichen Lebens dort ist. 

Ich bin der Überzeugung, daß es richtig ist, den 
Einzelhandel zu schützen; das ist der Sin.n des einen 
Antrags. Ebenso notwendig ist es aber, dem tropi·­
schen Wachstum der Warenhäuser gewisse Maß­
nahmen entgegenzusetzen. Daß dieses Problem nicht 
leicht zu lösen ist, das wissen wir alle in diesem 
Hause. Ich halte es aber für richtig, daß wir die Re­
gierung bitten, ·einmal dieses Problem zu durch­
denken und dann ihrerseits Vorschläge in dieser 
Richtung zu machen. Der Antrag Dr. Becher. stellt 
die eine Seite der Sache dar, und der Antrag, den 
wir soeben angenommen haben, die andere Seite. 
Beides ist notwendig, beides muß bedacht werden. 
Das heißt: Erstens, Schutz der Einzelhandelsexistenz 
·und zweitens, Grenzen setzen dem tropischen 
Wachstum der Kaufhäuser, die heute auch im flachen 
Lande draußen die wirtschaftliche Einzelexistenz 
unmittelbar gefährden. 

Deshalb darf ich Sie bitten, dem Antrag des Aus­
schusses nicht zuzustimmen und den Antrag Dr. Be­
cher anzunehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Zdralek. 

Dr. Zdralek (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! So ganz einfach liegt das Problem wohl 
doch nicht. Die bayerische Verfassung sieht den 
Schutz des Mittelstandes vor und dieser Schutz muß 
und kann bestehen in Förderungsmaßnahmen für 
den Mittelstand und er kann bestehen in Erleichte­
rungen, wie zum Beispiel in Steuererleichterungen 
und sonstigen Erleichterungen. Aber was Herr 
Haußleiter sagt, nämlich, daß man Sondermaßnah­
men treffen kann gegen eine bestimmte Gruppe in 
der Wirtschaft, das ist in der Verfassung nicht vor­
gesehen und wohl auch verfassungswidrig, wenn 
man bedenkt, daß in der bayerischen Verfassung 
steht, Bayern ist ein Sozialstaat und ein Rechtsstaat. 
Ich muß Ihnen offen sagen, daß ich die sogenannte 
Herstellerzusatzsteuer, die ja doch dem Lande Bay­
ern über das Kontingent von 38 Prozent hinaus 
schon Millionen Steuern vorweg abzieht, für eine 
Sondersteuer halte, die verfassungswidrig ist. Aber 
darüber wird ja der Bund~sverfassungsgerichtshof 
zu entscheiden haben. 

Wenn Bayern ein Sozialstaat ist, so hat das nach 
der anerkannten Lehre zu bedeuten, daß das Land 
BayeJ'.'.n die Verpflichtung hat, seinen Staatsbürgern 
den Lebensstandard zu erhöhen und die Preise für 
di~sen Lebensstandard so weit wie möglich zu sen­
ken. Das sind Erwägungen verfassungsrechtlicher, 
wirtschaftlicher und sozialpolitischer Bedeutung, 
die bei der Behandlung dieses Problems bestimmt 
nicht außer Betracht gelassen werden dürfen. Es 
wäre notwendig, daß, wenn überhaupt ein Beschluß 
gefaßt oder eine Maßnahme getroffen wird, sich 
der Rechts- und Verfassungsausscli.uß vorher mit 
diesen .verfassungsrechtlich außerordentlich wichti­
gen Fragen beschäftigt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat noch­
mals Herr Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (fraktionslos): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich sehe mich gezwungen, noch 
zu den Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Sturm 
Stellung zu nehmen. 

Ich habe in keiner Weise beabsichtigt, dem Herrn 
Kollegen Dr. Sturm persönlich nahezutreten. Was 
ich hier zum Ausdruck bringen wollte und nach wie 
vor zum Ausdruck bringen muß, ist, daß der Antrag 
auf Beilage 3542 ursprünglich im Ausschuß nicht 
abgelehnt, sondern mit einer geringfügigen, von 
Herrn Kollegen Greib vorgetragenen Änderung an­
genommen worden ist. Diese Tatsache ist in der heu­
tigen Berichterstattung nicht zum Ausdruck gekom­
men. Nun kann man sich auf den Standpunkt stel­
len, darüber habe Herr Kollege Dr. Sturm sch_on vor 
fünf Wochen berichtet; aber heute steht der Antrag 
zur Entscheidung, und daher ist es meine Pflicht 
gewesen, darauf zu verweisen. 

Zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dr. Zdralek möchte ich nur das eine bemerken, daß 
Artikel. 153 der bayerischen Verfassung expressis 
verbis die Pflicht der Regierung feststellt, gegen die 
Überlastung und Aufsaugung der Klein- und Mittel­
betriebe Stellung zu nehmen. Mein Antrag verlangt 
nicht irgendein Vorgehen gegen eine bestimmte 
Gruppe, sondern ein Vorgehen zum Schutz der 
Klein- und Mittelbetriebe im Interesse der Gesamt­
heit. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt 
!(iter .t:Lerr Staatsminister fÜT Wirtsch•aft und 
v,erkeihr.· 

Dr. Seidel, •Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Expansion der Groß­
betriebe im Detailhandel - und darum dreht es 
sich - nimmt Formen an, die tatsächlich zu starken 
Bedenken Anlaß geben. 

{Abg. Bezold und .A!bg. von und ·zu Francken-
stein: Sehr richtig!) 

Die Entwicklung zum Oligopol ist .gianz offensicht­
lich vorlhaDJden. Deshalb 'beschäftigen sich nicht 
nur Praiktikeir, sondea:n auch dte Theoretiker, vor 
allem die Theoretiker des NeoliJber.alismus sehr 
intensiv und mit großer innei"er Leidenschaftlich­
keit mit dieser Frage. 

Selbstveu:iständlich muß sich auch der bayerische 
Wirtsch•aftsininister ·ernsthaft mit dieser Frage be­
fassen. Es :i!st vorhdn schon mit Recht .ges.aigt worden, 
daß der Ausdehnung der Grnßbetriebe im Detail­
handel in den. Großstädten keine allzu engen Gren­
zen gezogen we[1den können. Aber dem Vordringen 
dies•er Großbetriebe in dem g1esunden, aus einer 
organischen Entwicklung gewachsenen wirtschaft­
lichen Nahv,erkehr draußen auf dem flachen Land 
muß .auf irgendeine Weise entgegengetreten weI"den. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Wir haben ip meinem Hause die Frage sehr intensiv 
geprüft, ob mit den Mitteln einer Landesregierung 
nach dieser Richtung etwas .g.etan werden kiann. Die 
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Prüfung hat ergeben, daß dies nicht möglich ist. 
Info1gedessen ist der gutg.emein1Je Antrag Dr. 
Becher, so wie rer vorUegt, keine Stütze für die 
bayerische Staatsregierung, und man kann, über 
das Grundsätzliche und 'Dheoretische hinaus, mit 
dem Antr1ag nicht sehr viel anfangen. Sie dfufen 
aber überzeugt sein, daß ich persönlich dieser 
Frag·e, der ich ·eine große Bedeutung beimesse 
und hinsichtlich deren ich mich duTchaus im Ein­
klang mit der Theorie befinde, mein besondeirek 
Augenmerk ·zuwenden werde. Sie dürfen überz·eugt 
sein, daß ich .alle Initiativ•en, die in dieser Richtung 
im zukünftiigen Bundestag entfaltet werden, auf­
merksam verfolgen und j·e nach der Auffassung, 
die ich mir bilde, unterstützen ode!r 1aJbleihnen werde. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir kommen zur 
Abstimmung. Der AusschußvorschLag auf Beilage 
3976 Lautet 1auf A!blehnung. Wer dem Ausschuß­
vorscMaig beitritt, wolle sich vom P1atz 1erheben. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltun­
gen? - Es i1st beschlossen, wie vom Ausschuß 
vorgeschlagen. 

Ich rufe •auf Ziffer 14 a der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeo1·dneten Dr. Korff und 
Dr. Schedl betreffend der Regelung des 
Unterrichts an den Landwirtschaftlichen Be­
rufsschulen (Beilage 4236). 

ÜbeT die Vrer1handlungen. des Ausschus•se1s für 
kulturpolitische Angeleigenih!eiten (Beilage 4236) be­
richtet Herr AbgeoDdneter Förster. Ich ·erteile ihm 
das Wort. 

Förster (SiPD), !Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! In der 50. Sitzung vom 
10. Juni 1953 1beschäfügte sich der kulturpolitische 
Ausschuß mit dem Ant!l'iag der Ahg•eordneten Schu­
ster und Genossen, Wegigartner, Höl1eT·er und Reichl 
betreffend Erlaß 1eines Ges·etzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Schulpflicht ((Beilage 3820), worin 
vorgesehen war, daß § 12 Absatz 1 Satz 1 des Ge­
set:;ies übe!r die Schulpflicht vom 15. Januar 1952 
folgende ·Fassung ·eThalten soll: 

Die Berufsschulpflicht ist grundsätzlich durch 
•einen dreij äihrigen Besuch der Berufsschule, 
bei landwirtschaftlichen BerufäschUlen durch 
einen zweijährigen ;Besuch, zu ·erfüllen. 

BerichteTstatter für diesen Antrag war A1bgeord­
neter Dr. Schedl, Mitberichterstatter meine Person. 

Der B ·er i c ih t er s tat t 1e r wies darauf hin, 
daß ·bei dem noch unzulänglichen Aushau des land­
w.irtschaftlichen 1Berufschulwesens nur wenige 
Stunden in Fr.aJge kämen, während deren di:e 
Jugendlichen von den Bauernhöfen ,abwesend seien. 
Er warnte vor einer Unterbewertung des Schul­
besuch·es durch dte LandwiTtschaft; denn man 
erihöihe dadurch das Bi1dungsgefälle zwischen Stadt 
und Land. hbschließend ·erklärte der Berichterstat­
ter, er könne nicht für den Antrag stimmen, stelle 
aber anheim, dias dritte BerufsschUljah!r in zwei 
Winterihafüj1ahre 'aufzuteilen. 

Der Mit b er i c h t e r statte .r machte auf die 
Diskrepanz aufmerksam, die zwischen dem ausführ­
lichen Gutachten des Bauernverbands zum Berufs­
schulgesetz und diesem Antrag klaffe. Das Gut­
achten verlange ausdrücklich eine Gleichstellung 
der landwirtschaftlichen mit den gewerblichen Be­
rufsschulen im Interesse der Hebung der theoreti­
schen und-praktischen Berufsausbildung des land­
wirtschaftlichen Nachwuchses. Im übrigen habe man 
im Berufsschulgesetz die Mindestzahl der landwirt­
schaftlichen Schüler als Voraussetzung zur Errich­
tung einer landwirtschaftlichen Berufsschule des­
halb so stark herabgesetzt, damit eip. möglichst eng­
maschiges Netz solcher Schulen entstehen könne 
und die Anmarschwege nicht ins Gewicht fielen. 

Der Antragsteller S c huste r erklärte, er habe 
den Antrag deshalb gestellt, weil ihm viele Bauern 
gesagt hätten, die landwirtschaftlichen Berufs­
schulen vermittelten nur eine Halbbildung und es 
sei schade um die verlorene Arbeitszeit; man könne 
das Lehrziel auch in zwei Jahren erreichen. Bei der 
Abfassung des Gutachtens habe der Bauernverband 
leider nicht mit den Kreis- uhd Bezirksverbänden 
Fühlung genommen. 

Der Leiter des Referats Berufsschulwesen im 
Kultusministerium, Oberegierungsrat Wimmer, 
führte aus, in Bayern habe seit 150 Jahren eine 
dreijährige Berufsschulpflicht bestanden. Erst die 
Nazi hätten sie 1938 auf zwei Jahre herabgesetzt1 
weil sie die jungen Menschen möglichst schnell in 
die Rüstungsindustrie stecken wollten. Das dritte 
Jahr se~ kein Wiederholungsjahr, sondern habe 
einen eigenen Stoffkreis. Der Unterricht könne aber 
im Winter etwas verdichtet, im Sommer dagegen 
aufgelockert werden, soweit es die Zahl der Lehrer 
zulasse. 

Abgeordneter Weg gart n er führte aus, daß 
auch die katholische Landjugend d,as dritte Schul:­
jahr ablehne, und zwar vor allem wegen des man­
gelhaften Unterrichts. Er berichtete von einer Leh­
rerin, die die Kuh als Lehrgegenstand zu behandeln 
hatte und am Tag vorher sich die Kuh bei einem 
Bauern erklären ließ. 

An der weiteren Aussprache beteiligten sich die 
Abgeordneten Reich1, Dr. Korff, Schuster, Pittroff, 
Dr. Schedl, Dr. Sttosche, Bachman Wilhelm, Zehner, 
Baur Leonhard, Baur Anton und Engel. 

Die vorliegenden vier Abänderungsanträge wur­
den schließlich in zwei Anträgen zusammengefaßt, 
über die abgestimmt wurde. Nachdem ein Ver­
tagungsantrag Dr. Schedl mit 11 gegen 10 Stimmen 
abgelehnt worden war, wurden die beiden Anträge 
bei 3 Stimmenthaltungen angenornmen. Der erste, 
gestellt von Dr. Korff, lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, alle An­
strengungen darauf zu richten, um zu ermög­
lichen, den Unterricht der landwirtschaftlichen 
Berufsschulen mindestens im dritten Schuljahr 
in den Wintermonaten zusammenzudrängen, 
ohne das Lehrziel zu verkürzen. Es ist anzu­
streben, nur hauptamtliche Berufsschullehrer 
zu verwenden und die Vorbildung derselben 
intensiv auf die theoretischen und praktischen 
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Erfordernisse der Landwirtschaft als Berufs­
stand auszurichten sow:ie durch laufende Fort­
bildung und schulaufsichtliche Betreuung auf 
der zeitgemäßen Höhe zu halten. 

Der zweite Antrag stammt von Dr. Schedl und 
hat folgenden Wortlaut: 

Die Staatsregierung wird ersucht, für die 
arbeitsschwachen Zeiten in der _Landwirtschaft 
den Berufsschulunterricht an den landwirt­
schaftlichen Berufsschulen nach Möglichkeit zu 
verdichten und die Stundenzahl zu erhöhen, 
damit der Unterricht in den arbeitsreichen Zei­
ten eingeschränkt werden kann. 

Ich bitte, beiden Anträgen im Sinne des Aus­
schußbeschlusses zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. - Wir stimmen ab. Wer im Sinne 
der Ausschußvorschläge auf Beilage 4236 zu stim­
men gewillt ist, möge Platz behalten. ~ Stimm­
enthaltungen? Es ist einstimmig beschlossen, wie 
vom Ausschuß vorgeschlagen. 

Ich rufe auf den 

Antrag der Abgeordneten Elsen und Genossen 
betreffend Förderung des Brauchtums und der 
Heimatpflege in den Volksschulen (Beilage 4076). 

Über die Beratung im Ausschuß für kulturpoliti­
sche Angelegenheiten (Beilage 4237) berichtet der 
Herr Abgeordnete Walch. 

Waich (SPD), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Der kulturpolitische Ausschuß beschäftigte 
sich in seiner 51. Sitzung am 16. Juni mit einem 
Antrag des Herrn Kollegen Elsen und einiger ande­
rer Abgeordneter, der eine Förderung des Brauch­
tums und der Heimatpflege in den Volksschulen be­
zweckt. Berichterstatter war ich, Mitberichterstat­
ter der Herr· Kollege Engel. 

Der Antrag wurde nach langer Diskussion in fol­
gender Fassung angenommen: 

· Die Staatsregierung wird ersucht, im Rah­
men des Unterrichts der Volksschulen Brauch­
tum und Heimatpflege in stärkerem Maße zu 
fördern und in landwirtschaftlichen Berufs­
und Fachschulen gegebenenfalls durch Vorträge 
von Heimatpflegern diesen Teil des Unterrichts 
zu intensivieren. 

Der zweite Teil des Antrags lautet: 

Die Staatsregierung wird ferner ersucht, im 
Rahmen der Fortbildungspläne für alle baye­
rischen Erzieher Brauchtum und Heimatpflege 
gebührend zu berücksichtigen und alle nachge­
ordneten Stellen auf deren Wichtigkeit hinzu­
weisen. 

Der erste Teil des Antrags wurde mit 10 gegen 
8 Stimmen, der zweite Teil einstimmig angenom­
men. Ich bitte Sie, den Antrag gleichfalls anzu­
nehmen.· 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. - Wir stimmen ab. Wer den beiden, 

jetzt zusammengefiißten Anträgen zustimmen will, 
möge Platz behalten. - Stimmenthaltungen? - Es 
ist einstimmig beschlossen, wie vom Ausschuß vor­
geschlagen. 

Zu Ziffer 14c fehlt der Berichterstatter Dr. Schedl; 
ich will versuchen, einen Ersatzberichterstatter zu 
gewinnen. 

Ich rufe inzwischen auf die Ziffer 15 a der Tages-
ordnung: 

Antrag der Abgeordneten Stock, Hauffe und 
Fraktion betreffend Ausdehnung der außer­
ordentlichen Bundeshilfe auf · einen größeren. 
Personenkreis (Beilage 4055). 

Den Bericht über die Beratung im Ausschuß für 
sozialpolitische Angelegenheiten (Beilage 4260) er­
stattet der Herr Abgeordnete Sterzer; ich erteile 
ihm das Wort. 

Sterzer (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der sozialpolitische Aus­
schuß behandelte in seiner 42. Sitzung am 18. Juni 
den Dringlichkeitsantrag Stock, Hauffe und Frak­
tion. Berichterstatter Sterzer, Mitberichterstatter 
Pi per. 

Der Berichterstatter machte darauf auf­
merksam, daß sich der für die Brotverbilligung in 
Frage kommende Personenkreis sehr erweitert 
habe. Die neuen Forderungen gingen in die Mil­
lionen. 

Der Mit b er i c h·t erstatte r erklärte, der 
Ausschluß der Arbeitslosenfürsorgeunterstützungs­
empfänger führe zu einer politischen Beunruhi­
gung. Er bitte dringend, dem Antrag zuz:ustimmen. 

Der Antragsteller H a u ff e führte aus, der Per­
sonenkreis, den man erfassen wolle, sei viel größer, 
als man früher angenommen habe. Es würden auch 
noch einschlägige Erweiterungsanträge eingebracht. 
Er gab zu, daß die notwendigen Beträge für das 
Land Bayern zu hoch würden. Trotzdem müsse 
man aber einmal anfangen. 

Ministerialrat Dr. Wie dem an n pflichtete dem 
Antragsteller bei. Man habe in der Wohlfahrts­
abteilung des Innenministeriums keine Bedenken 
gegen den Antrag. Der Bund habe allerdings er­
klärt, die bereits gewährten Teuerungszulagen 
würden die Aufhebung der Brotverbilligung recht­
fertigen. Die weitere Regelung müsse den Ländern 
überlassen bleiben. Die Länder müßten die finan­
zielle Seite also selber übernehmen. Trotzdem be­
grüßte der Vertreter des Innenministeriums die Er­
weiterung des in Frage kommenden Personen­
kreises. 

Oberregierungsrat Dr. B acht h a 1 er machte 
dagegen auf die erheblichen finanziellen Auswir­
kungen aufmerksam, die entstünden, wenn man 
die selbstverständlichen Konsequenzen in Rechnung 
ziehe. Er meinte damit, daß sich dann auch ver­
schiedene andere Kreise berechtigt fühlen würden, 
in den Genuß einer weiteren Unterstützung zu 
kommen. Nach seiner Ansicht entstehe eine neue 
Belastung der bayerischen Finanzen von etwa 20 
bis 25 Millionen DM. Ohne den Bund sei Bayern 
nicht in der Lage, das zu leisten. 
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Regierungsdirektor N e t z s c h vom Arbeits­
ministerium begrüßte den Antrag. Man könne aber 
zunächst in die erste iRate nur d'.iJej,enig,en ,einbe­
ziehen, die Unterstützung beziehen„ Der Redner 
Netzsch teilte einige Zahlen mit. Bei der ersten 
Rate seien rund 478 000 DM ausbezahlt worden und 
für Beihilfen habe man weitere 400 000 DM ge­
braucht. 

Abgeordneter W ö 1 f e 1 führte aus, der Land­
kreisverband spreche von 2 Millionen DM. Wenn 
per Bund in Zukunft n'ichts mehr bezahlen wolle, 
könne man bei der jetzigen bayerischen Finanzlage · 
dem Antrag nicht zustimmen. 

Der Antrag wurde dann mit 13 gegen 8 Stim­
men bei 2 Stimmenthaltungen in folgender Fassung 
angenommen: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, in eige­
ner Zuständigkeit den Personenkreis, der die 
außerbrdentliche Beihilfe des Bundes für be­
dürftige Personen aus Anlaß des Wegfalls der 
Konsumbrot-Subvention erhält, auf den Per­
sonenkreis der Arbeitslosenfürsorge - Unter­
stützungsempfänger zu erweitern. 

Diese Regelung gilt für dieselbe Zeit wie die 
Bundesmaßnahme. 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Nach dem Bericht, den wir eben vernom­
men haben, hat dieser Beschluß eine finanzielle 
Auswirkung, die in viele Millionen geht. Der Be­
richterstatter hat von 20 bis 2.5 Millionen DM ge­
sprochen. Einen solchen Beschluß kann man nicht 
ohne den Haushaltsausschuß fassen. Natü:i:lich ist 
hier· ein Lapsus passiert. Der Antrag muß an den 
Haushaltsausschuß zurückverwiesen werden. 

(Abg. Hauffe: Zur Geschäftsordnung! -
Mehrere Zurufe: Zurückverweisung! - Abg. 
Hauffe: Ich möchte aber trotzdem etwas zur 
geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 

Antrags sagen!) 
- Bitte! 

Hauffe (SPD): Mir tut es leid, daß dieser Dring­
lichkeitsantrag vom April dieses Jahres, hinter dem 
ich mehrfach hergelaufen bin, jetzt geschäftsord­
nungsmäßig immer noch nicht endgültig behandelt 
werden kann. Ich seqe ein, daß er an den Haus- ' 
haltsausschuß verwiesen werden muß. Aber die 
Darstellung, daß es sich um Millionenbeträge 
handle, ist verkehrt; denn es handelt sich nur um 
die Erweiterung der Beihilfe auf sämtliche Arbeits­
losenfürsorge-Unterstützungsempfänger. Das macht 
einen Betrag von rund 600 000 DM aus. Trotzdem 
bin ich der Meinung, daß der Antrag in den Haus­
haltsausschuß gehört. Ich bitte aber, dafür Sorge 
zu tragen, daß wir ihn noch vor den Landtagsferien 
verbescheiden können. Diesen Wunsch möchte ich 
·bei dieser Gelegenheit aussprechen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich stelle das 
Einverständnis des Hohen Hauses dazu fest, daß 
der Antrag 1an den Haushialtsausschuß verwiesen 
wird. 
,, 

Zu ZHfe1r 14 c der T,a:g.esordnung, 

Antrag des Abgeordneten Meixner betreffend 
Vorlage des Entwurfs eines Privatschulgesetzes 
(Beilage 4312) 

berichtet jetzt an Stelle des Abgeo:vdneten. 
Dr. Schedl der Albgeordnete W.alch über die Be­
ratung im kulturpolitischen Aussch·uß. 

Walch {tSiPiD), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Der Ausschuß einigte sich in seiner 52. 
Sitzung auf folgenden Beschluß: 

Die tStaatsr1egierung wiTd ersucht, rechtzeitig 
vor, Beginn der Haush!altsberatungen des Jah­
ries 1954/55 den !Entwurf eines Privatschul­
:g,eset:?ies vorzulegen. 

Dies1er Beschluß ,auf BeHag·e 4312 wurde mit allen 
gegen 3 Stimmen bei einer Stimmenthaltung be­
schlossen. Ich bitt·e um Zustimmung. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eii.ne Wortmeldung 
liegt nich~ VOil'. - Ich bitte diejenig·en Mitglieder 
des HoU:i.en Hiauses, die diesem Vorschlag des 
Ausschusses für kulturpolitische Angelegenheiten 
dite Zustimmung ert·eilen, Platz zu ·behalten. -­
Stimmenthaltungen? - Es ist •einstimmig beschlos­
sen, wie vom Ausschuß auf· Beilage 4312 vor:ge­
schlag,en. 

Ich ru:ße auf: 

Antrag des Abgeordneten Dr. Keller betreffend 
Wiedereröffnung der Tbc-Fürsorgestelle des 
Gesundheitsamtes Gemünden (Beilage 4140). 

Hierbei handelt ,es sich um ,einen 'einstimmigen 
Ausschußvorsch1ag. Den Bericht über die Beratung 
im Ausschuß für sozialpolitische Angelegenheiten 
(Heilaig·e 4259) erstattet der Herr Abgeordnete 
Kunath; ich ·erteile ä.hm d1as Wort. 

Kunath '0S!PD), Berichterstatter: Hohes Haus! Der 
soztalpolitische Ausschuß !hat in der 42. Sitzung am 
18. Juni den soeiben aufgerufenen Antrag beraten 
und einstimmig in folgender veränderten Fassung 
angenommen: 

Dfue Staatsr1egi·el!'ung wird 1ersucht, zum 
Schutze der Gesundheit der Bevölkerung des 
Landkreises Gemünden Maßnahmen für eine 
umgeib.ende Wiedereröffnung der Tbc-Fürsorge.:.. 
stelle des staatlichen Gesundheitsamtes Gemün­
den zu treffen. 

Ich ersuche das Ho!he Haus, diesem Beschluß 
beizufu'eten. 

(Zurufe: Bravo! So ist's richtig!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Ausschußvor­
schlag auf Beilage 4259 ist einstimmig. Wer ihm 

,dd!e Zustimmung erteilt, mög:e Pl•atz beihalten. -
Stimmenthaltungen? - Es ist einstimmig beschlos­
sen, wie vom Ausschuß vorgeschlagen. 

Ich rufe auf den letzten Punkt der Tagesord-
nung:· 

Antrag der Abgeordneten Ortloph und Ge­
nossen, Hofmann Leopold, Sichler, Lanzinger, 
Dr. Lippert, Pfeffer und Dr. Strosche betref-
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fend Einbeziehung der Landkreise Parsberg 
und Riedenburg in das Notstandssanierungs­
programm (Beilage 2976). 

Den Bericht des Ausschusses für Grenzlandfra·­
gen (Beilage 4313) erstattet Herr Abgeordneter 
Pösl. 

Zur Geschäftsordnung meldet sich der Herr 
Abgeordnete Ortloph; ich erteile ihm das Wort. 

01·tloph (CSU): Herr Präsident, Mitglieder des 
Bayerischen Landtags! Dieser Antrag ist im Grenz­
landausschuß behandelt worden. Ich glaube, daß 
der Wirtschaftsausschuß dafür zuständig ist. Ich 
beantrage deshalb, diesen Antrag an den Wirt­
schaftsausschuß zu verweisen. Ich bitte um Ihre 
Unterstützung. 

Präsident Dr. Httndhammer: Ich möchte bemer­
ken, daß hier ein Ausschußvorschlag auf Ableh-

- nung des Antrags vorliegt, so daß dadurch der 
Rückverweisungsantrag des Antragstellers ein an­
deres Gesicht bekommt. Der Antrag ist aber ge­
stellt. Wer dem Antrag auf Verweisung an den 
Wirtschaftsausschuß stattgeben will, möge sich 
vom Platz erheben. - Das ist die Mehrheit. Dem 
Antrag ist stattgegeben. Mit der Materie auf Bei­
lage 4313 hat sich der Wirtschaftsausschtiß zu be­
fassen. 

Damit, meine Damen urrd Herren, ist die Tages­
ordnung voll aufgearbeitet. Ich möchte darauf 
aufmerksam machen, daß wir jetzt noch 14 Tage 
Ausschußarbeit vor uns haben. Innerhalb dieser 
14 Tage muß unter allen Umständen der Staats­
haushalt mit dem Finanzgesetz zu Ende beraten 
werden. In der ersten August-Woche ist dann wie­
der Vollsitzung und im Anschluß daran soll der 
Landtag in die Ferien gehen. 

Die Sitzung ist für heute geschlossen. 

(Schluß der Sitzung 11 Uhr 2 Minuten) 




